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EFV Eidgendssische Finanzverwaltung

SBV Schweizerischer Bauernverband

ATSG Bundesgesetz Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts

SIS Schengener Informationssystem

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

GATT General Agreement on Tariffs and Trade

MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Stdens

WWF World Wide Fund for Nature

SSV Schweizerischer Stadteverband

IFC Internationale Finanz-Corporation

IBRD Internationale Bank fur Wiederaufbau und Entwicklung

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

AefU Arztinnen und Arzte fir Umweltschutz

ETHZ Eidgendssische Technische Hochschule Zurich

Birdlife Birdlife

AfDB Afrikanische Entwicklungsbank
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SFV Schweizerischer Fischerei-Verband

TSchv Tierschutzverordnung

BGIAA Bundesgesetz Uber das Informationssystem flr den Auslander- und den
Asylbereich

SMSR Société médicale de Suisse romande (Medizinische Gesellschaft der

Westschweiz)

DFJP Département fédéral de justice et police

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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OMC Organisation mondiale du commerce

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
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CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

OFS Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

OFSP Office fédéral de la santé publique

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
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UE Union européenne

OFSPO Office fédéral du sport
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Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

FIBL Institut de recherche de I'agriculture biologique

APG allocations pour perte de gain
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SSP syndicats des Services publics
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SIS Systeme d'information Schengen
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GATT General Agreement on Tariffs and Trade

MERCOSUR Marché commun du Sud

WWF World Wide Fund for Nature

uvs Union des Villes Suisses

SFI Société financiere internationale

BIRD Banque internationale pour la reconstruction et le développement

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

MfE Médecins en faveur de I'Environnement

EPFZ Ecole polytechnique fédérale de Zirich

Birdlife Birdlife

BAD Banque Africaine de Développement

GBM Groupe de la Banque mondiale

USPF Union suisse des paysannes et des femmes rurales

FSP Fédération Suisse de Péche

OPAn Ordonnance sur la protection des animaux

LDEA Loi fédérale sur le systéme d’information commun aux domaines des
étrangers et de I'asile

SMSR Société médicale de Suisse romande

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.06.2020
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stdnderat als Erstrat mit der Revision des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches, deren Ziel die Harmonisierung der
Strafrahmen ist. Wie der Kommissionsberichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) dem
Ratsplenum erlauterte, habe sich die vorberatende RK-SR bei der Diskussion der
Strafrahmen an zwei Leitfragen orientiert: Erstens, absolut betrachtet, entspricht ein
Strafrahmen nach heutigem Empfinden wertmassig dem Verschulden¢ Und zweitens,
relativ betrachtet, passt ein Strafrahmen wertméssig in das System vergleichbarer
Strafen hinein¢ Die thematischen Schwerpunkte verortete Jositsch zum einen im
Bereich Gewalt und Drohung gegenlber Beamten und Behdérden, zu dem in der
jungeren Vergangenheit sehr viele Vorstdsse eingegangen waren, sowie zum anderen
bei den Delikten gegen Leib und Leben, wo generell «eine moderate Anhebung der
Strafen» vorgesehen sei. Damit werde korrigiert, dass der Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Strafgesetzbuchs in den 1940er-Jahren den Schutz des Vermogens
im Vergleich zum Schutz von Leib und Leben «relativ stark gewichtet» habe. Diese
Werthaltung, die neu ausgelotet werden musse, veranschaulichte er mit dem Beispiel,
dass auf einfachen Diebstahl heute eine Maximalstrafe von finf Jahren stehe, wéhrend
eine fahrlassige Totung mit maximal drei Jahren bestraft werde. Bundesratin Karin
Keller-Sutter betonte, es sei wichtig, dass sich die Bevolkerung mit einem Urteil
identifizieren kdnne: «Nur unter dieser Voraussetzung kann der Rechtsstaat auch seine
Glaubwdlrdigkeit und seine Akzeptanz behalten.» Die 6ffentliche Debatte sei aber oft
vom Eindruck einzelner Vorkommnisse geprégt, die die Forderung nach Mindeststrafen
befeuerten. Solche habe der Bundesrat allerdings nur «sehr selektiv» vorgesehen, weil
der Strafrahmen nicht nur den denkbar schwersten, sondern immer auch den denkbar
leichtesten Fall abdecken musse.

Uber weite Strecken war die umfangreiche Vorlage im Standerat unbestritten. Bis auf
drei Punkte, die sie vertiefter diskutierte, folgte die Standekammer Uberall
stillschweigend den Antragen ihrer Kommission. Als wichtigste dieser diskussionslosen
Neuerungen hervorzuheben sind die Anhebung der Mindeststrafe fir schwere
Kérperverletzung von bisher sechs Monaten auf ein Jahr sowie die Vereinheitlichung
der Mindeststrafe flr alle gewerbsmassig begangenen Vermogensdelikte auf sechs
Monate. Die Bestimmungen des Sexualstrafrechts klammerte der Stadnderat in der
Debatte aus, weil diese nach dem Willen seiner Kommission und des Bundesrates in
einem separaten Entwurf, der zuerst noch in die Vernehmlassung gegeben wird,
behandelt werden sollen.

Die erste der drei umstrittenen Anderungen betraf mit Art. 42 StGB eine Bestimmung
aus dem Allgemeinen Teil, der eigentlich gar nicht Gegenstand des Geschéafts war. Die
Kommissionsmehrheit habe diese Anpassung dennoch vorgenommen, um den
Forderungen nach schéarferen Strafen entgegenzukommen, ohne die Mindeststrafen zu
erhdhen, wie Jositsch erklérte. Sie schlug vor, den Artikel dahingehend abzuandern,
dass das Gericht bei einem Ersttater oder einer Ersttaterin nicht mehr «in der Regel»
eine bedingte Strafe aussprechen muss, sondern dass es dies «kann». Durch die etwas
offenere Formulierung wollte sie mehr Méglichkeiten fir unbedingte Strafen schaffen.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) und der Bundesrat beantragten hingegen, beim geltenden
Recht zu bleiben. Die Anderung gefahrde die Rechtssicherheit, weil die vielen Gerichte
in der Schweiz die Kann-Bestimmung vielleicht unterschiedlich anwendeten, so deren
Argumentation. «Es kann nicht angehen, dass irgendwelche Grinde dazu flhren
kénnen, dass der bedingte Strafvollzug, selbst bei einer glnstigen Prognose, verweigert
werden kann», warnte Justizministerin Keller-Sutter vor unzulédssiger Willkdr.
Kommissionssprecher Jositsch wandte ein, dass es fur Taterinnen und Tater eben
gerade keine Sicherheit geben solle, dass man beim ersten Mal eine bedingte Strafe
erhalte. Die Ratsmehrheit liess sich davon Uberzeugen und folgte mit 26 zu 15 Stimmen
der Kommissionsmehrheit.

Als zweites erorterte der Sténderat die konzeptionelle Frage, ob eine Mindestgeldstrafe
automatisch auch eine Mindestfreiheitsstrafe bedeute - an einer konkreten Frage:
Wenn fur ein Delikt eine Geldstrafe nicht unter 30 Tagessatzen oder eine
Freiheitsstrafe vorgeschrieben ist, bedeutet dies dann, dass die Freiheitsstrafe auch
mindestens 30 Tage betragen muss? Die Kommissionsmehrheit bejahte diese Frage, die
in der juristischen Lehre bislang ungeklart geblieben war, und wollte dies im StGB nun
ausdricklich festschreiben. Sie sah Geld- und Freiheitsstrafen als «weitestgehend
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MOTION
DATUM: 09.06.2020
CATALINA SCHMID

gleichwertig» an, wie es Andrea Caroni (fdp, AR) ausdriickte; dies zeige sich nicht
zuletzt auch darin, dass eine Geldstrafe von 30 Tagesséatzen bei Nichtbezahlung eins zu
eins in eine Freiheitsstrafe von 30 Tagen umgewandelt werde. Eine Minderheit Mazzone
(gp. GE) argumentierte dagegen, eine Freiheitsstrafe stelle einen grésseren Eingriff dar
als eine Geldstrafe, weshalb auf eine solche ausdrickliche Gleichsetzung im StGB
verzichtet werden sollte. Auch EJPD-Vorsteherin Keller-Sutter pladierte gegen die
vorgeschlagenen Erganzungen bei den betreffenden Artikeln, weil aus der Praxis hierzu
keine Unklarheiten moniert worden seien und die Anderung aus Sicht des Bundesrates
daher nicht notwendig sei. Etwas spitz bemerkte sie: «Es wurde gesagt, im Lehrbuch
Jositsch stehe, dass hier Klarungsbedarf bestehe. Herr Jositsch ist in der Minderheit
und sieht offensichtlich, entgegen seinem Lehrbuch, keinen so grossen
Klarungsbedarf.» Die Ratsmehrheit folgte mit 24 zu 16 Stimmen dennoch der
Kommissionsmehrheit.

Der dritte Streitpunkt betraf die Verscharfung der Strafnorm fir Gewalt und Drohung
gegen Behorden und Beamte (Art. 285 StGB). Die Kommissionsmehrheit unterstitzte
hier das Konzept des Bundesrates, der den Strafrahmen flir den Grundtatbestand
unverandert liess - d.h. keine Mindeststrafe, maximal drei Jahre Freiheitsstrafe -,
wahrend er Gewalttaten, die aus einem zusammengerotteten Haufen heraus begangen
werden, neu mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen (bisher 30) oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (wie bisher) bestrafen wollte. Nach dem
vorangegangenen Beschluss des Stdnderates Uber die wertméssige Gleichstellung von
Geld- und Freiheitsstrafen bedeutete dies, dass Gewalttaten im Kontext einer
Zusammenrottung mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen oder einer
Freiheitsstrafe im Umfang von 120 Tagen belegt wiirden. Eine Minderheit Engler (cvp,
GR) wollte die Strafen indes dergestalt verschérfen, dass sie zwar keine Mindeststrafe
vorsah, Geldstrafe aber nur in leichten Féllen ausgesprochen werden durfte. Bei
Gewalttaten im Kontext einer Zusammenrottung wére eine Freiheitsstrafe zwingend.
Uneinigkeit herrschte in erster Linie dartber, welche Variante die schéarfere war, jene
mit der hohen Mindeststrafe oder jene mit der grundsatzlichen Freiheitsstrafe. Wie
Beat Rieder (cvp, VS) berichtete, war dies auch der einzige Punkt, in dem sich die
Subkommission, die das Geschaft fur die RK-SR vorberaten hatte, nicht einig geworden
war. Rieder setzte sich fur die Minderheit ein, weil es hier um Straftaterinnen und
-tater gehe, die «relativ renitent» seien und bei denen Geldstrafen «schlichtweg keine
Wirkung» erzielten. Wichtig sei die Signalwirkung der Freiheitsstrafe, sprich, dass
Hooligans «am Montag nach dem Samstagsmatch im Biro fehlen». Bundesréatin Keller-
Sutter zeigte Verstandnis flr die Streichung der Geldstrafe in schweren Féllen, gab aber
in Bezug auf die Signalwirkung zu bedenken, dass Freiheitsstrafen auch bedingt
ausgesprochen werden kénnen. Mit 23 zu 18 Stimmen betreffend den Grundtatbestand
und 25 zu 17 Stimmen bezlglich der Zusammenrottungen nahm der Standerat den
Minderheitsantrag Engler an.

In der Gesamtabstimmung opponierte die Grune Fraktion geschlossen, womit die
Kantonskammer das revidierte StGB mit 35 zu 5 Stimmen guthiess. Der zweite Entwurf
zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht, mit dem vor allem
formelle Anderungen vorgenommen wurden, passierte die Gesamtabstimmung
unverandert mit 36 zu 6 Stimmen, wobei sich hier auch SP-Stéanderat Paul Rechsteiner
(sp, SG) zur Grinen Opposition gesellte. Stillschweigend schrieb die kleine Kammer
zudem die Vorstosse 06.3554, 09.3366, 08.3131,10.3634 und 17.3265 ab. '

Wie zuvor der Bundesrat beantragte auch die RK-SR die Ablehnung der Motion Addor
(svp, VS) fur die strafrechtliche Sanktionierung boswilliger Betreibungen. Mit der
Erflllung der parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI; Pa.lv. 09.530) sei das Anliegen
dieses Vorstosses bereits weitgehend erfillt; eine Umsetzung der Motion kénne also
keinen zusatzlichen Schutz vor missbrauchlicher Strafverfolgung bieten, schrieb die
zustandige Kommission in ihrem Bericht. Vielmehr zo6ge eine solche Strafnorm
schwierige Abgrenzungsprobleme nach sich, da «nicht jede ungerechtfertigte
Betreibung boswillig oder rechtsmissbrauchlich» sei. Wie Kommissionssprecherin
Céline Vara (gp, NE) anflgte, eigneten sich ein Postulat oder eine Revision des
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes besser, um die Konsequenzen der
strafrechtlichen  Sanktionierung von «Schikanebetreibungen» zu analysieren.
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte dem nichts beizufligen. Die Kantonskammer
lehnte die Motion in der Sommersession 2020 stillschweigend ab. ?
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MOTION
DATUM: 31.05.2021
CATALINA SCHMID

WAHLGESCHAFT
DATUM: 04.12.2019
MARC BUHLMANN

Privatrecht

Die Motion Buffat (svp, VD) scheiterte in der Sommersession 2021 im Stdnderat mit 26
zu 19 Stimmen. Die stéanderétliche Rechtskommission hatte zuvor kontrovers Uber den
Vorstoss fur eine automatische Loschung einer getilgten betriebenen Forderung
diskutiert und sich schliesslich ausserst knapp gegen die Motion entschieden. Der
Mehrheitsantrag stitze sich auf zwei Argumente, so Kommissionssprecher Beat Rieder
(mitte, VS): Erstens wirde bei einer Annahme der Motion der Anreiz wegfallen, die
Schulden frihzeitig zu begleichen, um eine Betreibung und damit den Eintrag ins
Register zu verhindern. Eine Zahlung im letzten Moment vor der Verpfandung reichte
dann noch immer aus, um den Eintrag zu I6schen. Als Konsequenz kénne dies zu einer
sinkenden Zahlungsmoral in der Bevdlkerung flihren. Zweitens wirde die fur
Drittpersonen  relevante  Aussagekraft der Betreibungsregistereintrage  zur
Zahlungsmoral und dem Zahlungswillen einer Person verloren gehen. Bundesréatin Karin
Keller-Sutter stimmte dem =zu und erganzte, dass Betreibungsregistereintrage
grundsatzlich, unabhangig von den Grinden, Auskunft Gber Betreibungen einer Person
gében und nicht zur Auskunft Gber einzelne offene Rechnungen oder Forderungen
dienten.

Im Namen der Kommissionsminderheit, bestehend aus Standeratinnen und Sténderéaten
der Grinen und der SP, widersprach Céline Vara (gp, NE): Es kdnne jede Person
plétzlich in finanzielle Schwierigkeiten geraten und dadurch einer Betreibung
gegenuberstehen. Dies sei insbesondere in der Covid-19-Pandemie fur zahlreiche
Selbststandige, Kurzarbeitsentschadigung-Beziehende und Personen, welche ihren Job
verloren hatten, zur Realitat geworden. Diese Personen seien nicht zwingend schlechte
Zahlende, sondern seien unverschuldet in diese Situation geraten. Der Eintrag im
Betreibungsregister wirke sich in Form von sozialer Unsicherheit und personlichen
Schwierigkeiten negativ auf die betroffenen Personen aus und kénne weitere Nachteile
nach sich ziehen. Es gebe bei beglichenen oder ungerechtfertigten Betreibungen
keinen Grund, diese - einer moralischen Strafe gleichend - noch im Register stehen zu
lassen. Vara argumentierte zudem, dass es fUr Drittpersonen relevanter sei, in
Erfahrung zu bringen, ob die Person mit ihren Einkinften kinftig finanziellen
Verpflichtungen nachkommen kénne, als deren vergangene Betreibungen zu kennen.
Dennoch sprach sich die Ratsmehrheit fir Ablehnung der Motion aus. *

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgadnge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen léanger fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allmachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erfillen»), sondern das Gellibde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat er6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Stéanderatinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmir-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp. GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gelibde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hélfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht méglich ist - flir eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das BUro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. *
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WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
MATHIAS BUCHWALDER

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
MATHIAS BUCHWALDER

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Traditionnellement, les deux strapontins neuchéatelois a la chambre des cantons sont
occupés par le PLR et le PS. Le systeme proportionnel, utilisé seulement par le Jura et
Neuchatel pour I'élection au Conseil des Etats, est favorable aux deux partis les plus
forts du canton. Selon les observateurs et observatrices de la politique cantonale, les
élections fédérales d'octobre 2019 n'allaient pas déroger a la regle; dans ses scénarios,
Arcinfo a par exemple donné 100 pour cent de chance au PLR et au PS de décrocher
chacun un siege, malgré le départ des deux sortants au terme de la législature. Entré en
fonction en 2010 a la suite de I'élection de Didier Burkhalter (plr) au Conseil fédéral,
Raphaél Comte (plr), président du Conseil des Etats en 2016, a décidé de se mettre en
retrait de la vie politique. Quant a Didier Berberat (ps), qui avait pris la reléve de Giséle
Ory (ps) en 2009 aprées son élecction au gouvernement neuchételois, il a également pris
la décision de quitter I'arene fédérale. Le Chaux-de-Fonnier siégeait depuis 1995 sous
la coupole, passant quatorze ans au Conseil national avant son accession a la chambre
haute. Conseiller national depuis 2015, Philippe Bauer (plr) s'est présenté pour
succéder a Comte. Le ticket PLR a été complété par Didier Boillat, dont les chances de
décrocher un siege étaient cependant quasi nulles.

La lutte était plus ouverte du cbété du PS, avec ses deux candidates, Silvia Locatelli et
Martine Docourt Ducommun. Locatelli, anciennement députée au Grand Conseil et
présidente de la section cantonale du parti, visait un retour en politique, aprées avoir
occupé ces dernieres années un poste au département de I'économie du canton. Son
adversaire, la députée au parlement cantonal Martine Docourt Ducommun, a longtemps
espéré une démission en cours de mandat de Berberat pour pouvoir reprendre sa place
en tant que premiere des viennent-ensuite lors des élections de 2015 et se présenter
en tant que sortante. Aprés une législature cent pour cent masculine, autant au Conseil
des Etats qu'au Conseil national, le parti socialiste neuchatelois a volontairement
présenté deux candidatures féminines. Selon le Temps, cette |égislature a été vécu
«comme une injustice» dans un canton progressiste, qui f(t le deuxiéme a accorder le
droit de vote aux femmes, en 1959, apres Vaud.

Espérant profiter des gréves du climat pour glaner un siége au sénat, les écologistes
Céline Vara et Fabien Fivaz se sont présenté.e.s en paralléle de leurs candidatures au
national. Le POP, SolidaritéS, I'UDC, le PDC et les Vert'libéraux ont présenté deux
candidat.e.s chacun, sans se faire de grandes illusions sur leurs chances de succes
néanmoins. Enfin, Thomas Wroblevski (modernocrates) et Jean-Luc Pieren (Parti
fédéraliste européen) se sont également lancés dans la bataille.

Le 20 octobre 2019, a I'encontre de toutes les certitudes, le parti socialiste a été
contraint d'abandonner son siége au Conseil des Etats. Profitant de la vague verte,
méme qualifiée de «raz-de-marée>» par le Temps, le parti écologiste a non seulement
récupéré un siege au Conseil national avec Fabien Fivaz, mais a aussi pour la premiere
fois fait son entrée a la chambre haute gréace & Céline Vara. En récoltant 10'035
suffrages, la vice-présidente des Vert.e.s suisses se place devant Fabien Fivaz (9'785
voix), tout en sassurant une confortable avance sur les socialistes Silvia Locatelli (8'641
voix) et Martine Docourt Ducommun (8'274 voix). Elle-méme étonnée par son élection,
Céline Vara a confié «s'étre préparée pour le Conseil national», se réjouissant
néanmoins de relever le défi qui I'attendait. Sans surprise, Philippe Bauer a repris le
flambeau de Raphaél Comte, terminant en téte du scrutin avec 11'044 voix, pour une
participation qui s'est élevée a 35.7 pour cent. ®

Bénéficiant d'un huitieme siege au Conseil national depuis 2015, le canton du Valais
renouvelait sa députation lors des élections fédérales de 2019. Parmi les 236
candidatures déposées, 90 étaient féminines. Alors que les sortants Jean-Luc Addor
(udc), Franz Ruppen (udc), Philippe Nantermod (plr) et Mathias Reynard (ps) briguaient
un nouveau mandat, des incertitudes étaient de mise dans la «famille C», qui
comprend le PDC du Valais romand (PDCVr), le PDC du Haut-Valais (CVPO) et les
chrétiens-sociaux du Haut-Valais (CSPO). En effet, avec le départ de trois de ses quatre
élu.e.s pour diverses raisons, celle-ci a vécu une législature mouvementée. Le haut-
valaisan Roberto Schmidt (csp) a été élu au Conseil d'Etat en 2017, alors que Viola
Amherd (pdc) a accédé au Conseil fédéral en 2019 & la suite du départ de Doris
Leuthard (pdc). Dans des circonstances moins glorieuses, Yannick Buttet (pdc) a
démissionné de son poste en 2018, éclaboussé par des affaires de harcelement. Des
quatre élu.e.s de 2015 ne restait alors que Géraldine Marchand-Balet (pdc). La seule
femme de la députation valaisanne a cependant renoncé a rempiler pour une seconde
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|égislature. La tache s'annoncait donc ardue pour leurs remplacants, qui espéraient
conserver les quatre sieges. Si la «famille C» représente historiquement la plus grande
force politique du canton, elle fait cependant face a une perte de vitesse constante
depuis plusieurs années. Thomas Egger (csp), Benjamin Roduit (pdc) et Philipp Matthias
Bregy (cvpo), successeurs de Schmidt, Buttet et Amherd, étaient notamment
accompagneés, sur la liste commune du PDCVr, CVPO et CSPO, par Serge Métrailler,
président de la section romande du PDC. Le Nouvelliste a fait remarquer un certain
sentiment d'urgence dans les rangs démocrates-chrétiens pour que le président se
lance lui-méme dans la bataille, alors que «les places avaient, pendant longtemps, la
réputation de se distribuer cecuméniquement et de se réserver des années a |'avance».
D'autres candidatures ont émergées, a I'image de celle de l'avocat sierrois Sidney
Kamerzin (pdc), chef de groupe au Grand Conseil. Le journal le Temps a estimé que la
place de Thomas Egger semblait étre la plus fragile, le président du Groupement suisse
pour les régions de montagne souffrant d'un déficit de notoriété a l'intérieur du
canton, bien que disposant d'un vaste réseau dans la Berne fédérale. Un début de
polémique enflait au début du mois de mars lorsque le genevois Eric Stauffer a clamé
son intention de rejoindre le PDCVr. En effet, le fondateur et ex-président du
Mouvement Citoyen genevois (MCG) s'est installé en Valais depuis peu et souhaitait se
mettre a disposition pour les élections fédérales. Une volonté tres vite tempérée par le
PDCVr, qui a refusé la demande de Stauffer.

Aux cbtés de Philippe Nantermod, également candidat pour un strapontin au Conseil
des Etats, le PLR espérait reconquérir un deuxiéme siége, abandonné il y a vingt ans.
Pour cela, les libéraux-radicaux ont conclu un apparentement avec les Vert'libéraux,
présents pour la premiere fois en Valais. L'association Avenir Ecologie a également
présenté deux listes communes avec le PLR. Les themes environnementaux ayant eu le
vent en poupe au cours de I'année 2019, les Vert.e.s se sont également lancé.e.s dans la
campagne avec l'envie de faire leur entrée sous la coupole fédérale. L'apparentement
avec le PS et le Centre gauche-PCS devait permettre a la gauche de ravir un mandat aux
partis du centre pour obtenir un deuxieme siege. Le socialiste Mathias Reynard, qui
arpentait les couloirs du Palais fédéral depuis 2011, a fait figure de locomotive pour
cette liste. Tout comme Nantermod, il s'est en plus aligné pour accéder a la chambre
haute. Avec les listes jeunes et ainés, celles provenant du Haut-Valais ainsi que les deux
listes du Centre gauche-PCS, I'alliance de gauche a présenté 14 listes au total. De I'autre
coté de I'échiquier politique, une candidature a détonné. Ronald Zacharias, ancien
membre du PLR et du MCG genevois, a figuré sur la liste UDC aux cotés des sortants
Ruppen et Addor. Le multimillionnaire, descendant d'une famille hollandaise et actif
dans I'armement maritime, I'immobilier et le droit, a annoncé investir CHF 200'000 de
sa fortune personnelle dans la campagne, soit plus du double du montant dépensé par
les deux sortants. Un investissement pas forcément mal vu du c6té de I'UDC, ou I'on a
considéré ceci comme «une chance pour toute la liste». Derniere formation a
présenter des listes, le Rassemblement Citoyen Valais (RCV) a dévoilé un vaste
programme comprenant 157 propositions, avec I'objectif d'apporter une vision «globale
et transversale» de la politique pour sa premiére participation aux élections fédérales.
Globalement, le jeu des apparentements n'a pas réservé de surprise, puisque I'ordre de
bataille était similaire a 2011 et 2015, seulement diversifié par |'apparition des
Vert'libéraux dans la constellation politique valaisanne.

C'est habituel dans le canton du Valais: la question de la représentation de la minorité
germanophone s'est invitée dans les débats. Au Conseil des Etats, c'est
traditionnellement un duo paritaire entre romand.e.s et alémaniques qui hérite des
deux fauteuils. Au national, les trois sortants alémaniques (Egger, Ruppen et Bregy)
étaient conscients de la nécessité du soutien des électeurs et électrices du bas du
canton, le Haut-Valais ne comptant que 25 pour cent de la population. lls pouvaient
cependant espérer une forte mobilisation en leur faveur. Comme [|'a relevé le
Nouvelliste, la participation était de 67.6 pour cent dans le Haut en 2015, contre 61.4
pour cent dans le Valais central et 54.2 pour cent dans le Bas-Valais. De plus, la
population germanophone vote généralement en bloc pour ses candidat.e.s, ce qui
permet fréquemment a la minorité d'étre surreprésenté dans les organes politiques
nationaux.

Avec une participation de 54.1 pour cent, la journée d'élections a vu le déclin de la
«famille C>» se poursuivre. La formation a récolté 34.8 pour cent des suffrages, 5 points
de pourcentage (pp) de moins qu'en 2015. Dans le détail, le PDC du Valais romand a
engrangé 17.9 pour cent des voix, le CVPO 9.5 pour cent et le CSPO 7.3 pour cent. Alors
qu'elle était soutenue par plus de la moitié de I'électorat jusqu'en 1999, la formation n'a
depuis lors cessé de perdre du terrain. Ce résultat ne lui a pas permis de conserver son
quatrieme siége, qui est tombé dans l'escarcelle des Vert.e.s. Le parti écologiste, a
I'image de la tendance globale observée dans toute la Suisse, a réalisé un score canon
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(10.6%; +5.7pp par rapport a 2015), permettant a la gauche d'arracher le deuxieme siege
tant convoité. Celui-ci est revenu a Christophe Clivaz, qui a été crédité de 17'377
suffrages pour sa quatrieme tentative aux élections fédérales. Le PS a également
progressé, s'établissant & 15.1 pour cent des voix (+1.8pp), alors que le Centre gauche-
PCS a apporté son écot au succes de la gauche (1%, -0.4pp). Mathias Reynard a
conservé son siege, se permettant méme d'étre le candidat récoltant le plus de voix
avec 34'175 suffrages, devant Philippe Nantermod, qui en a récolté 27'906. Le PLR a
échoué dans sa quéte d'un deuxiéme siége (16.5%, -1.6pp), sans pouvoir profiter d'un
grand soutien de la part des Vert'libéraux, qui ont réalisé un petit score pour leur
premiere participation (0.8%). L'UDC a maintenu ses deux représentants malgré un
léger recul (19.8%, -2.3pp). Franz Ruppen (25'493 voix) a notamment réalisé un carton
dans le Haut, ou il termine devant les membre de la «famille C», alors que Jean-Luc
Addor a recu 17'535 voix. Deuxieme dans le Haut-Valais, le PDC Philipp Matthias Bregy
(21'689 voix) sera avec Ruppen I'un des deux germanophones & siéger a Berne lors de la
prochaine législature. Le jaune Thomas Egger (20'041 voix) a fait les frais du recul de
|'alliance du centre et n'aura pas l'occasion d'effectuer un mandat complet sous la
coupole. Ce sont Benjamin Roduit (25'601 voix) et le nouveau venu Sidney Kamerzin
(25'602 voix) qui ont hérité des deux mandats dévolus au PDCVr. Pour étre précis, le
Rassemblement Citoyen Valais a récolté 1.5 pour cent des suffrages (+1.1pp). Malgré
|"augmentation du nombre de candidatures féminines, passées de 45 en 2015 & 90 en
2019, aucune femme n'a été élue pour reprendre le flambeau de Géraldine Marchand-
Balet & la chambre du peuple. Maigre consolation, I'élection de Marianne Maret a la
chambre haute permet a la députation valaisanne de compter au moins une
politicienne dans ses rangs pour la prochaine législature. ¢

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

In der Wintersession 2020 nahm sich der Stinderat der Ubernahme der
Rechtsgrundlagen iiber die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des SIS an,
nachdem der Nationalrat diese abgelehnt hatte, was einem Nichteintreten gleichkam.
Die Sprecherin der SIK-SR, Andrea GmUr-Schénenberger (cvp, LU), fasste zu Beginn der
Diskussion die Ablehnungsgriinde des Nationalrats zusammen. Dieser habe bemangelt,
dass EU-Recht Ubernommen werden misse und dass das Auslanderrecht verschérft
wirde. Standeratin Gmur-Schénenberger machte diesbezlglich aber klar, dass die
Schweiz als Schengen-Staat zur Ubernahme verpflichtet sei und eine mangelhafte
Umsetzung zum Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verband fihren kdnne. Die SIK-
SR anerkenne die wichtige Rolle der SIS bei der Kontrolle der Schengen-Aussengrenzen
und beflrworte daher die verstarkte Zusammenarbeit der européischen Sicherheits-
und Migrationsbehdrden. Dennoch habe die Kommission drei Anderungsantrage
eingebracht: die Richtlinie soll nicht auf die Anordnung und den Vollzug der
Landesverweisung angewendet werden; es sollen Ausnahmen bei der Lieferung von
biometrischen Daten moglich sein und durch zusatzliche Bestimmungen soll die
Aufsichtsfunktion des EDOB und die Zusammenarbeit mit kantonalen und européischen
Stellen verbessert werden. Werner Salzmann (svp, BE) zeigte sich zufrieden damit, dass
die Schweiz es sich explizit vorbehalte, kriminelle Drittstaatsangehdrige in «souveraner
Art und Weise auszuschaffen», unabhédngig von der Entwicklung der EU-
Rickfiihrungsrichtlinie. Fir Salzmann habe die Vorlage mit dieser Anderung gute
Chancen im Nationalrat. Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) war zuversichtlich, dass der
Nationalrat aufgrund der Anpassungen hinsichtlich der Koordination im Bereich des
Datenschutzes keinen Widerstand mehr leisten wlrde. Bundesratin Karin Keller-Sutter
betonte, dass das SIS an die neuen Herausforderungen in den Bereichen Migration und
innere Sicherheit angepasst werden soll. Eine verstarkte européische Zusammenarbeit
sei notwendig, was nicht zuletzt die Terroranschlége in Paris 2015 gezeigt hatten. Mit
der Zustimmung zu den Verpflichtungskrediten zur Weiterentwicklung des
Schengen/Dublin-Besitzstandes habe das Parlament bereits die finanziellen Grundlagen
fur das Projekt geschaffen. Sie verdeutlichte aber auch, dass man aus dem Schengen-
Verbund ausscheiden wiirde, wenn die gesetzlichen Anpassungen nicht vorgenommen
wirden. Daher bat sie die Rate darum, das Differenzbereinigungsverfahren und die
Schlussabstimmung bereits in der laufenden Wintersession durchzufihren. Der
Standerat nahm die Anderung des BGIAA mit 40 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ohne
Gegenstimmen an. Auch die Ubernahme der Rechtsgrundlagen fir die Einrichtung, den
Betrieb und die Nutzung des SIS wurde inklusive der drei genannten Anderungen mit 41
Stimmen (bei 1 Enthaltung) angenommen. Abgelehnt wurde - mit 31 zu 11 Stimmen -
hingegen ein Antrag der Minderheit Vara (gp, NE), die eine Bestimmung streichen lassen
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wollte, wonach das SEM Einreiseverbote verfliigen kann, wenn die gesuchstellende
Person vorgangig Sozialkosten verursacht hat, auch wenn diese Sozialleistungen
berechtigterweise  beantragt worden waren. Kommissionssprecherin ~ Gmur-
Schonenberger relativierte, dass diese Kann-Bestimmung bereits bestehe und nicht
durch die vorliegende Vorlage veréandert werde. ’

Entwicklungspolitik

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerh6hungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin flihrte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhdhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hatten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhéhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschliusse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto wirde die Schweiz fur USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie fur weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital flr die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der
Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitéatsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Anderung des Abkommens Uber die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung far Zustimmungen zu zukUnftigen
Kapitalerhéhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden.

Der Stéanderat behandelte die Kapitalerhdhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhdhungen und die Anderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsantrage, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption flhren und sich fir die
Menschenrechte einsetzen musste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien 6ffentlich-private Partnerschaften
mit  Beteiligung  multinationaler =~ Konzerne, welche der  Korruption in
Entwicklungsldandern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit bei einer Krediterhnéhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufallig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch flr ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.

Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdél- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz musse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich flur eine koharente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsfuhrerin. Damian Muller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstatigkeiten von Banken betroffen wéren, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem wdirden samtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So kénnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren kénnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Léndern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Ubergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzuldsen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Die Kapitalerndhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss Uber die
Genehmigung der Anderung des Abkommens (iber die IFC nahm der Standerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. ®
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

La Confédération suisse fait un pas pour la protection de I'environnement. Le DDPS
est en train d'élaborer un plan d'action afin de minimiser I'impact de I'armée sur les
écosystémes. En lancant une nouvelle motion, Céline Vara (verts, NE) souhaite
compléter cette planification, afin d'optimiser les effets des mesures. En effet, la verte
neuchéateloise estime que trois objectifs devraient étre ajoutés au plan afin que la
Confédération, le plus gros propriétaire foncier de Suisse, agisse de maniére optimale
en temps de crise climatique. L'acceptation de la motion vise la suppression a court
terme de I'utilisation de pesticides de synthése, la mise en place de corridors en faveur
de la faune et la suppression de la pollution lumineuse inutile sur les sites militaires
suisses.

Lors du vote, dix oppositions venant du PLR et de I'UDC ont été observées. Alex
Kuprecht (udc, SZ) a justifié sa position en affirmant que le DDPS prendra en compte les
objectifs posés par la motion de Vara sans qu'une nouvelle requéte officielle ne soit
déposée. C'est pourquoi il ne voit pas I'utilité d'une telle nouvelle motion. La majorité
du Conseil des Etats n'étant pas de cet avis, la motion a été acceptée, engageant la
Confédération sur l'autoroute des décisions qu'il reste & prendre concernant la
protection de I'environnement, jugée comme étant I'une des luttes centrales de notre

pays. ’

Militareinsatze

Le Conseil national a accepté de prolonger I'engagement de la Swisscoy dans les
Balkans jusqu'en 2023, par 105 voix contre 77 et 5 abstentions. L'augmentation du
contingent a 195 militaires dés avril 2021 a également été approuvée. Il pourra étre
renforcé avec 20 personnes pour une durée de quatre mois en cas de menace accrue;
50 personnes pourront étre mobilisées durant huit mois pour des taches de logistique
et de maintenance. Seuls I'UDC et les Verts ont manifesté leur opposition. L'UDC a
estimé que les soldats suisses n'ont pas & s'impliquer a I'étranger, en raison de la
neutralité de la Suisse. Les écologistes ont demandé le retrait des troupes d'ici fin 2020
et la réaffectation des fonds alloués a la mission pour des projets de nature civile. Leurs
propositions ont été balayées.

Au Conseil des Etats, les sénatrices et sénateurs ont évincé la proposition de la
minorité Salzmann visant a limiter le contingent a 165 militaires, par 29 voix contre 9 et 1
abstention. En vote d'ensemble, le projet a été accepté par 33 voix contre 6 et 2
abstentions. Il fut réprouvé par les écologistes romandes - Lisa Mazzone (verts, GE),
Adele Thorens Goumaz (verts,VD) et Céline Vara (verts,NE) -, ainsi que par Hansjorg
Knecht (udc, AG), Werner Salzmann (udc, BE) et Thomas Minder (sans parti, SH).

Wirtschaft

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

L'initiative cantonale jurassienne, exhortant les autorités a sortir les produits agricoles
de I'accord de libre-échange avec les pays du Mercosur, a été balayée par le Conseil
des Etats. Seul.e.s 8 élu.e.s (contre 29 et 2 abstentions) ont suivi la minorité Vara (verts,
NE). Cette derniere avait pourtant fait part de ses craintes quant a la mise en
concurrence de la production agricole suisse avec |'arrivée sur le marché de viande, de
vin et de fruits d'un colt bien moindre et produits dans de mauvaises conditions. Elle
en a profité pour souligner que plus de 67'000 signatures avaient été récoltées en
quelques jours contre cet accord de libre-échange dans le cadre d'une pétition
circulant sur internet.

Représentant la majorité de la commission (CPE-CE), Damian Mdiller (plr, LU) a rappelé
que les regles édictées par I'OMC interdisent d'exclure un secteur entier d'un accord
de libre-échange (ici, I'agriculture). Et de maniéere plus concrete, les concessions faites
dans le cadre de cet accord ne sont pas grandes, d'aprés la majorité qui est de l'avis
que l'agriculture ne sera que peu touchée une fois I'accord ratifié. Des membres du
Parti socialiste ont soutenu la majorité, a I'image de Christian Levrat (ps, FR) qui, bien
qu'attentif a I'évolution de cet accord, a refusé de s'y opposer par principe alors que
les détails de I'accord n'ont pas encore été dévoilés. Il a également estimé que la voie
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
KAREL ZIEHLI

|égislative proposée par l'initiative cantonale n'était pas la bonne pour répondre aux
questions soulevées par cet accord.

La chambre haute a, par la méme occasion, refusé de donner suite a l'initiative
cantonale genevoise qui souhaitait soumettre cet accord de libre-échange au
référendum facultatif. "

Landwirtschaft und Umweltschutz

Le Conseil des Etats a débattu parallelement de I'initiative pour une eau potable propre
et de l'initiative pour une Suisse libre de pesticides de synthese. || propose de rejeter
tant I'une que l'autre initiative, suivant ainsi I'avis de la CER-CE, du Conseil fédéral ainsi
que du Conseil national, comme préalablement rappelé par le rapporteur de
commission, Christian Levrat (ps, FR). Ce dernier est briévement revenu sur les raisons
pour lesquelles une majorité de la commission de I'économie et des redevances estime
qu'il faut rejeter l'initiative pour une Suisse libre de pesticides de synthése. Une
interdiction totale d'ici a dix ans aurait des conséquences défavorables pour
|'agriculture, I'industrie agroalimentaire et la sécurité alimentaire de la Suisse. Une
interdiction d'importation des denrées alimentaires produites & l'aide de ces
substances ne serait, de plus, pas compatible avec les accords commerciaux signés
avec I'UE, et dans le cadre de I'OMC et du GATT. Cet avis a été partagé par une large
majorité de la CER-CE (8 voix contre 2 et 1 abstention).

A cette position de refus de la commission, deux sénatrices écologistes, Céline Vara
(verts, NE) et Adele Thorens (verts, VD) ont chacune délivré un plaidoyer pour une
agriculture en accord avec la nature. Adele Thorens a proposé de soutenir un texte qui
entre en rupture avec I'actuel systéme de gestion des pesticides; un systeme en échec,
selon ses propos. Pour elle, tant I'hnomologation des produits - dont on se rend compte
apres coup qu'ils sont hautement problématiques - que le non-respect des normes
établies ou encore la difficulté de retirer du marché certaines substances
problématiques et celle d'assainir les eaux polluées par ces produits sont autant de
preuves d'un systeme qui ne fonctionne pas. Elle a donc plaidé pour un changement de
paradigme, parlant d'une transition de I'agrochimie a |'agroécologie. La sénatrice
vaudoise y voit une nécessité pour répondre a l'urgence de l'effondrement de la
biodiversité qui est a comparer au réchauffement climatique. En écho a son
intervention, Céline Vara a dépeint le tableau clinique de la biodiversité en Suisse,
rappelant notamment la baisse de 60 pour cent des effectifs d'oiseaux insectivores
dans les milieux agricoles depuis 1990. Pour elle, I'initiative élaborée par la CER-CE
n'est qu'un pas de fourmi, alors que l'initiative pour une Suisse libre de pesticides de
synthése propose une solution cohérente et nécessaire afin de protéger le vivant pour
les générations futures.

En réponse a ces interventions, Olivier Francais (plr, VD) et Peter Hegglin (pdc, ZG) ont
souhaité apporter une analyse plus nuancée, reconnaissant la nécessité d'agir, tout en
rappelant que tout n'était pas aussi simple. L'élu zougois a notamment pris I'exemple
de la désinfection des outils utilisé pour la production du lait. Celle-ci s'effectue avec
des produits synthétiques afin de garantir une hygiene irréprochable. En cas
d'interdiction de l'utilisation de ce genre de produits dans le futur, il sera alors
compliqué, selon cet ancien producteur bio, d'assurer une bonne qualité du lait. Le
ministre en charge de I'agriculture, Guy Parmelin, a finalement insisté sur les efforts
entrepris par les agricultrices et agriculteurs afin de réduire I'utilisation des produits
phytosanitaires. Il a également rappelé les mesures entreprises par la Confédération
afin de renforcer la recherche de solutions alternatives, citant la restructuration
d'Agroscope, le financement du Fibl ainsi que les synergies créées avec I'EPFZ.

28 sénatrices et sénateurs se sont rallié.e.s & la position de la majorité de la
commission, du Conseil national et du Conseil fédéral, tandis que 9 élu.e.s ont soutenu
le texte d'initiative (4 abstentions).

Lors du vote final, les deux chambres ont renouvelé leur opposition au texte - par 31
contre 9 et 4 abstentions a la chambre haute et par 111 voix contre 78 et 7 abstentions a
la chambre du peuple. Il est intéressant de noter que I'initiative a récolté une vingtaine
de voix de plus en sa faveur au Conseil national entre le premier vote d'ensemble et le
vote final, le premier vote ayant eu lieu avant le renouvellement du Parlement en 2019. ™
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.06.2021
KAREL ZIEHLI

En ce dimanche de votation du 13 juin 2022, le corps électoral était appelé a se
prononcer sur cing objets dont trois avaient en commun les problématiques
environnementales: le référendum sur la loi sur le CO2, I'initiative pour une eau potable
propre et l'initiative pour une Suisse libre de pesticides de synthése (en plus du
référendum sur la loi Covid et du référendum sur la loi fédérale sur les mesures
policiéres de lutte contre le terrorisme). Tous trois ont été au centre de campagnes
politiques particulierement intenses, les deux initiatives traitant des produits
phytosanitaires créant une atmosphére peu commune pour la politique suisse.
Opposée aux deux textes, I'USP a décrit cette campagne comme étant la plus grande
qu'elle ait eu @ mener depuis le début de sa longue existence. Les tensions entre les
deux camps se sont manifestées par des dégradations du matériel de campagne
(affiches systématiquement déchirées, char incendié, etc.), mais également par une
recrudescence des insultes et menaces a I'encontre des figures a la téte des deux
parties. Ceci aura eu pour conséquences d'entraver le débat démocratique - Kilian
Baumann (verts, BE) et Franziska Herren déclinant, par exemple, plusieurs interventions
publiques apres des menaces répétées - et poussera méme la sénatrice verte Céline
Vara (verts, NE) & demander une protection policiére.

Interrogé sur l'intensité de cette campagne de votation, I'anthropologue spécialiste des
questions agricoles, Jérémie Forney, I'explique par la taille de I'enjeu qu'impliquaient
ces deux textes, mais également par le registre parfois mobilisé par les deux camps (le
monde agricole comme empoisonneur de la nature d'un c6té, les écologistes comme
extrémistes de l'autre coté). Il regrette un manque de dialogue entre les deux parties
pour proposer un projet commun et dit redouter les effets de cette campagne de
votation sur les futures discussions.

Malgré tout, des appels au dialogue ont été lancés de toutes parts, a I'image d'une
rencontre organisée par I'USPF regroupant des femmes des deux camps directement
ou indirectement engagées dans le monde agricole, ou la volonté de Kilian Baumann et
du comité d'initiative pour une Suisse libre de pesticides de synthese de conclure un
«new deal» avec l'agriculture suisse, pour I'amener vers un futur sans pesticides de
synthese.

Pour rappel, l'initiative pour une Suisse sans pesticides de synthése vise une
interdiction de [I'utilisation de ces produits dans les dix ans (dans tous les secteurs,
agricole, du domaine public, ou autre), ainsi que l'interdiction d'importation de tout
produit ayant eu recours a |'utilisation de pesticides de synthese. Les points de friction
et de désaccord ont été nombreux et ont porté sur plusieurs aspects. L'impact des
produits phytosanitaires sur I'environnement et la santé humaine a été I'un des sujets
les plus discutés. Pour les défenseurs et défenseuses du texte, il est impératif de sortir
des pesticides alors que nous vivons une sixieme extinction de masse et les projets
pilotes actuellement menés pour réduire la présence des pesticides dans
I'environnement montrent toute la difficulté d'avoir des mesures réellement effectives.
Parmi les organisations soutenant le texte, on a pu retrouver la Fédération Suisse de
Péche (FSP), pour qui les pesticides présentent de sérieux problémes pour la vie
aquatique. Les opposant.e.s considérent, de leur coté, que les plans adoptés tant par le
Conseil fédéral que par le Parlement qui visent une réduction des risques liés a
|'utilisation de ces produits sont suffisants. On apprenait ainsi, durant la campagne, que
le Conseil fédéral estime que «45 pour cent des terres ouvertes et des cultures [seront]
libres de pesticides» des 2026. Quant aux risques pour la santé humaine, les initiant.e.s
ont clamé que les effets cocktails (effets du mélange entre différentes molécules
chimiques) ne sont que trop peu étudiés. La santé des agricultrices et agriculteurs a
notamment été au centre de plusieurs reportages réalisés par les journaux du pays,
alors que la France reconnait certaines maladies (dont la maladie de Parkinson) comme
des maladies professionnelles agricoles. Ainsi, plusieurs médias se sont interrogés sur
ces liens-la et le manque de protection - qui était légion durant des années - des
paysan.ne.s et vigneron.ne.s lors de I'épandage (parfois par hélicoptére) des pesticides.
La Société médicale de Suisse romande (SMSR) a pourtant décidé de renoncer a
prendre position, tandis que [I'Association Médecins en faveur de I'environnement
(MfE) a plaidé pour une interdiction totale.

Une autre pomme de discorde a été l'augmentation des prix redoutée par les
opposant.e.s en cas d'acceptation de l'initiative. Telle a, par exemple, été la position du
CEO de Fenaco, Martin Keller. Le Blick se demandait ainsi si le chocolat deviendrait un
produit de luxe, avec une augmentation estimée & 25-35 pour cent des douceurs
chocolatées. Une telle hausse pourrait poser, outre la demande indigéne, un probléme
pour |'exportation, alors que 70 pour cent du chocolat produit en Suisse est exporté.
Plusieurs géants de I'agro-alimentaire, tels que Nestlé ou Red Bull seraient directement
touchés par une acceptation du texte, les deux entreprises ayant toutefois refusé de
révéler leur stratégie le cas échéant. Une telle situation a été redoutée par Guy
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Parmelin qui s'interrogeait sur la poursuite ou non des activités de l'industrie agro-
alimentaire en Suisse si un oui venait a sortir des urnes. Les défenseurs et défenseuses
de I'initiative ont, de leur coté, rappelé que les ménages suisses n'avaient jamais autant
peu dépensé pour les produits alimentaires qu'aujourd'hui (7.3% des dépenses des
ménages) et que les colts d'une production sans produits phytosanitaires reflétaient
les colts réels. Selon leur logique, les produits conventionnels ne portent pas le colt
des externalités négatives générées par les techniques agricoles classiques.
L'interdiction ou non de I'utilisation des biocides (selon la définition que I'on donne a
I'expression «pesticides de synthése») a inquiété les détaillants, tels que la Coop et la
Migros, qui ont redouté que les normes d'hygiéne ne puissent plus étre respectées, les
biocides étant utilisés pour lutter contre les germes et les bactéries tout au long de la
chaine de production. Pour les défenseurs.euses de l'initiative, les produits utilisés
dans |'agriculture biologique seraient, de toute maniére, autorisés et le texte laissant
une certaine marge de manceuvre, le Parlement aurait a décider de I'étendue de cette
définition.

Finalement, la compatibilité avec les accords de I'OMC ainsi qu'avec les accords
commerciaux signés notamment avec I'UE a également été convoquée par Guy Parmelin
pour appeler a refuser le texte.

Parmi les autres avis exprimés, on a pu noter la prise de position de Bio Suisse, Demeter
Suisse et I'Association des petits paysans qui ont tous trois appelé a voter oui, cette
initiative étant I'opportunité d'entamer une transformation nécessaire de I'agriculture
suisse; une revendication également portée par le rapporteur de I'ONU pour les
substances toxiques et les droits humains, Marcos Orellana, pour qui, sortir des
pesticides est «un impératif pour la survie a long terme de I'humanité».

Alors qu'un peu plus d'un mois avant la votation, une majorité d'électrices et
d'électeurs soutenaient le texte (65 pour cent des personnes interrogées par I'institut
GFS Bern), I'initiative a finalement été rejetée par une majorité de citoyennes et
citoyens. En effet, 60.6 pour cent ont glissé un «Non» dans l'urne, avec une
participation qualifiée d'élevée (569.7 pour cent du corps électoral).

Votation du 13 juin 2021

Participation: 59.73%

Oui: 1'280'026 (39.4%) / Cantons: 1/2
Non: 1'965'161(60.6%) / Cantons: 20 5/2

Consignes de vote:

- Qui: Les Verts, PS, PEV, Vert'libéraux, Association des petits paysans, BioSuisse,
Uniterre, Pro Natura, Greenpeace, WWF, BirdLife, Fédération Suisse de Péche, Gréve
du Climat

- Non: UDF, PLR, Lega, Centre, UDC, USAM, USPF, USP, EconomieSuisse

- Liberté de vote: PVL (2xoui)*

*entre parenthéses: nombre de sections cantonales divergentes

Lorsque I'on regarde les résultats dans les détails, on remarque une grande disparité
entre ville et campagne. Les villes ont soutenu a 51 pour cent l'initiative, alors que la
population vivant a la campagne I'a refusée par 68 pour cent. La forte mobilisation de
cet électorat a joué un rble décisif sur ce résultat, mais également, sur le rejet de la loi
surle CO2.

A la suite des résultats, les deux bords ont lancé des appels au dialogue afin d'apaiser
les tensions qui ont émergé lors de cette campagne de votation. Tant Kilian Baumann
que Francis Egger, vice-directeur de I'USP, ont tous deux rappelé la nécessité de
poursuivre les efforts pour une agriculture plus durable. Mais les discussions risquent
d'étre intense lors des prochaines sessions parlementaires, malgré la bonne volonté de
certain.e.s élu.e.s. La mise en ceuvre concréete de l'initiative parlementaire pour une
réduction des risques liés aux produits phytosanitaires doit encore étre discutée, et ne
fera certainement pas consensus, Pierre-André Page annoncant d'ores et déja que ce
texte, accepté par le Parlement, allait trop loin. L'ordonnance visant a appliquer
I'initiative parlementaire est actuellement en procédure de consultation et les
organisations de protection de I'environnement ont dit redouter que les organisations
paysannes fassent tout pour affaiblir le projet.

Maintenant que ces deux initiatives ont été coulées sans contre-projet, la NZZ se
demande si cela exemptera le Parlement ainsi que le Conseil fédéral de proposer des
projets alternatifs pour aborder les prochaines votations touchant a I'agriculture. Alors
que l'initiative contre I'élevage intensif sera probablement soumise au vote populaire
en 2022, les bourgeois ne veulent pas d'un contre-projet, ne voyant pas de nécessité a
agir. Malgré tout, Markus Ritter, président de I'USP a toutefois dit étre prét a s'asseoir
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MOTION
DATUM: 24.09.2020
KAREL ZIEHLI

MOTION
DATUM: 03.06.2020
KAREL ZIEHLI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

autour d'une table avec les initiant.e.s pour mener une discussion sur le bien-étre
animal et les progrés a entreprendre pour combler certaines lacunes. ™

Agrarprodukte

Le Conseil des Etats a décidé de transmettre une motion déposée par la sénatrice
Marianne Maret (pdc, VS) a la commission compétente (CER-CE) pour un examen
préalable. La sénatrice valaisanne souhaite imposer aux importateurs de vins étrangers
de vendre également des vins suisses, une mesure qui pourrait aider le secteur viticole
a surmonter la longue crise qu'il connait et qui s'est renforcée avec le Covid-19. "

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La mise en place de la vidéosurveillance dans les abattoirs était au menu du Conseil
des Etats. Le socialiste zurichois Daniel Jositsch a, en effet, proposé a ses consceurs et
confreres de rendre obligatoire la surveillance vidéo dans ces endroits sensibles.
Aujourd'hui, I'exploitant.e de I'abattoir est dans I'obligation de désigner une personne
responsable de garantir le bon déroulement de I'étourdissement et de |'abattage de
|'animal. Cette personne est référente pour les vétérinaires officiels qui procedent a
des controles par sondage. Cette procédure contient des lacunes qui ont été soulevées
a de nombreuses reprises par des organisations de protection des animaux ayant
effectué des enregistrements vidéo de maniére clandestine. Chaque raté
d'étourdissement ou de saignée, non détecté par les vétérinaires, mene a une
souffrance énorme pour I'animal, souffrance qui n'a plus lieu d'étre selon le sénateur
zurichois. Pour appuyer son propos, Daniel Jositsch a cité un rapport délivré par
I'OSAV, qui constate que des problemes subsistent encore en Suisse, malgré une
|égislation sur la protection des animaux exigeante. Conscient que la vidéosurveillance
peut créer des difficultés en termes de protection des données et de droits de la
personnalité, le sénateur a proposé de la réduire aux zones les plus sensibles des
abattoirs. De plus, seules les autorités compétentes auraient acces a ces
enregistrements.

On l'apprenait dans les journaux, certains abattoirs filment d'ores et déja les étapes
sensibles de la mise & mort des animaux, a I'image de Micarna - propriété de Migros -
qui a mis en place un tel systéme dans ses locaux situés a Courtepin.

Deux membres du groupe du centre, Benedikt Wirth (SG) et Marianne Maret (VS) se
sont opposés a la motion lors des débats en chambre, tous deux considérant que cette
mesure est disproportionnée. La sénatrice valaisanne redoute également que cela ne
meéne a une généralisation de la vidéosurveillance, des endroits comme les EMS, les
hopitaux ou les écoles n'étant pas exempt de scandales.

Le Conseil fédéral s'est également opposé a cette motion, Alain Berset a précisé qu'une
révision de I'ordonnance sur la protection des animaux (OPAn) lors de leur abattage
avait été initiée. L'exécutif considere qu'il faut analyser le probleme de maniére plus
globale, I'instauration d'une obligation de filmer n'ayant qu'une portée symbolique.

Au final, seul.e.s 5 sénatrices et sénateurs ont soutenu la motion Jositsch, tandis que
32 s'y sont opposé.e.s et 6 se sont abstenu.e.s. ®

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgeflihrte
Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der birgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erh6hung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabzlgen?¢ Zur Beantwortung dieser Frage
stutzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
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Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Befurworterinnen und BefUrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fir
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegenliber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nitze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kdmen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wahrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausfallen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte Uberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Berucksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbuchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefihrt werde. Dies sei
«total irrefiihrend» (Badran geméss Blick), da niemand die Héhe seines persdnlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatséchliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Beflirworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabzlge im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegenliber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fir Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg lUber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhdhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Haberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhangig der Betreuungsform entlastet wirden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kénne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gébe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzige, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld fir andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabziigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen fihren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wirde, weil kein Geld mehr vorhanden wére. Verstérkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
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Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
urspringliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergénzung der Kinderabzlge gefordert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhdhung der
Kinderabzige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusatzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
stérkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «flr alle moglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fihle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflirworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstitzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere fur die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekampft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Standerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalratin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kdmpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fir arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzlge aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflurworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.
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Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit funf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SPund Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflurworteten, zurtckgefuhrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu ahnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer (ber die
steuerliche Berucksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevoélkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzdsischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
landlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wiirde in der Romandie stéarker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Stdnderatin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenpramien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdhung des
Kinderabzugs auch die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Lésungen, die sich fur
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.
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MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 1'164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Der Standerat stimmte der Motion Nantermod (fdp, VS) <«Elektrofahrrader.
Gesetzgebung an die Verwendung im Tourismus anpassen> in der Wintersession 2020
stillschweigend zu, nachdem Marianne Maret (cvp, VS) fir die Kommission noch einmal
die Vorteile der Motion erlautert hatte, welche vor allem in der gesteigerten
touristischen Attraktivitat der Schweiz als «Veloland» lagen. ”

Umweltschutz
Naturschutz

Stédnderatin Céline Vara (gp, NE) reichte im Juni 2020 ein Postulat mit dem Titel
«Anpassung der Walder an die Klimaerwarmung. Wie steht es um die Biodiversitat?>»
ein. Mit dem Postulat forderte sie den Bundesrat auf, zu prifen, ob Massnahmen zu
ergreifen seien, um die Biodiversitat der Walder zu erhalten - zuséatzlich zu den bereits
getroffenen Schutzmassnahmen fur Wélder im Zusammenhang mit dem Klimawandel.
Dabei solle insbesondere auf die Rolle des Totholzes und alter Baume eingegangen
werden, sowie auf einheimische Pflanzenarten, welche den Klimawandel gut bewaéltigen
konnen. Falls die derzeitigen Massnahmen und Methoden nicht genlgten, sollten
zuséatzliche Massnahmen zur Bewirtschaftung des Waldes vorgeschlagen werden, die auf
das Ziel der Anpassung der Walder an den Klimawandel und den Erhalt der Biodiversitat
ausgerichtet seien.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er begriindete seinen Entscheid
damit, dass heute bereits sehr viel unternommen werde, um die Forderungen des
Postulats zu erfullen. Er verwies dabei unter anderem auf Massnahmen und Arbeiten im
Rahmen der Waldpolitik 2020 oder des Aktionsplans der Strategie Biodiversitat Schweiz
(AP SBS). Zudem werde im Zuge der Wirkungsanalyse AP SBS im Jahr 2022 der Effekt der
Sofortmassnahmen im Bereich der Waldbiodiversitat geprift.

Die kleine Kammer stimmte dem Postulat in der Herbstsession 2020 zu, mit Hinweis auf
die ebenfalls angenommene Motion Féssler (cvp, Al; Mo. 20.3745). Diese befasst sich
ebenfalls mit der Waldbewirtschaftung, legt den Fokus aber starker auf den
Klimawandel und die Sicherstellung der Nutzung des Waldes.

Gewasserschutz

Am 13. Juni 2021 stimmte die Schweizer Stimmbevolkerung Uber insgesamt flnf
Vorlagen ab. Neben den drei Referenden Uber das Covid-19-Gesetz, das Bundesgesetz
Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung von Terrorismus (PMT) sowie das CO2-
Gesetz standen auch die beiden Agrarinitiativen - namentlich die Pestizid-Initiative
sowie die Trinkwasser-Initiative - auf der Agenda. Letztere verlangte, dass nur noch
diejenigen landwirtschaftlichen Betriebe Subventionen erhalten, welche keine Pestizide
verwenden und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von Antibiotika
verzichten. Ausserdem sollen die Betriebe nur noch so viele Tiere halten, dass diese mit
dem Futter vom eigenen Hof ernahrt werden kénnen.

Der Verein «Sauberes Wasser flr alle» um Franziska Herren, welche die Initiative
lanciert hatte, wurde in seiner Kampagne von zahlreichen Umwelt- und
Tierschutzorganisationen sowie von der GP, der GLP und der SP unterstitzt. Dazu
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gesellte sich auch ein liberales Unterstitzungskomitee um den Berner Nationalrat
Christian Wasserfallen (fdp, BE). Daneben genoss die Initiative auch eine gewisse
Unterstltzung durch einige bauerliche Kreise. Die GLP-Politikerin Tiana Angelina Moser
(glp, ZH) begrindete ihre Zustimmung zur Initiative mit dem Umstand, dass die
Schweizer Bevolkerung durch die Steuergelder, die in die Landwirtschaft fliessen, die
Zerstdorung der Umwelt und damit der eigenen Lebensgrundlage mitfinanziere. Kilian
Baumann (gp, BE) ergénzte, dass der hohe Pestizideinsatz zum Artensterben beitrage.
Auch wirden Landwirtinnen und Landwirte mit dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
nicht nur die Qualitdt des Trinkwassers, sondern auch ihre eigene Gesundheit
gefahrden.

Das nationale Komitee «2 mal Nein zu den extremen Agrar-Initiativen», welches sich
auch gegen die Pestizid-Initiative stark machte, fihrte die Kampagne gegen die
Trinkwasser-Initiative an. Dem Komitee gehoérten unter anderem Politikerinnen und
Politiker des rechts-burgerlichen Lagers an und auch zahlreiche Personen, die im
landwirtschaftlichen Bereich arbeiteten (bspw. Landwirte und Landwirtinnen sowie
Agronomen). Uberraschenderweise gab auch der Verband BioSuisse die Nein-Parole zur
Trinkwasser-Initiative heraus. Er vertrat dabei die Ansicht, dass die Trinkwasser-
Initiative zu fest auf die Produktion im Inland fokussiere. Bei einer Annahme mussten
allenfalls gar mehr Lebensmittel aus dem Ausland importiert werden, falls die
Konsumentinnen und Konsumenten nicht auf einheimische Bio-Produkte setzen
mochten. Die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage argumentierten des Weiteren, dass
mit einer Landwirtschaft, in der keine Pestizide mehr erlaubt seien, grosse
Ernteausfélle zu erwarten seien. Zudem liege die Verantwortung auch bei den
Konsumentinnen und Konsumenten, die perfekte Nahrungsmittel einkaufen mochten,
welche ohne den Einsatz von Pestiziden gar nicht zu produzieren seien. Hier musste
zuerst ein Umdenken stattfinden. Auch wirden einige Betriebe eingehen, weil sie ihren
Tierbestand massiv reduzieren mussten, um die Tiere mit dem Futter vom eigenen
Betrieb erndhren zu kénnen, erlauterte beispielsweise der Prasident des SBV, Markus
Ritter (mitte, SG). Werner Salzmann (svp, BE) ergénzte, dass die Bauern schon jetzt sehr
okologisch produzierten und die Trinkwasserqualitat in der Schweiz dementsprechend
hervorragend sei. Schliesslich wirde die Trinkwasserinitiative die Lebensmittel generell
verteuern und sei daher asozial.

Die Medien berichteten im Vorfeld der Abstimmungen meistens gemeinsam Uber die
beiden Agrarinitiativen und differenzierten nicht allzu stark zwischen den beiden
Vorlagen. Die Westschweizer Zeitungen Le Quotidien Jurassien und Le Temps
befanden, dass die Initiativen zwar hehre Ziele verfolgen, jedoch Uber das Ziel
hinausschiessen wirden. Insbesondere bei der Trinkwasserinitiative sei nicht bedacht
worden, dass mit den geforderten strengeren Regeln fur die einheimische Produktion
viel mehr landwirtschaftliche Guter importiert wirden. Die Zeitungen waren sich
daruber hinaus einig, dass die beiden Agrarinitiativen stark polarisierten - vor allem
zwischen der landlichen und der stadtischen Bevdlkerung. Diese Polarisierung
kennzeichnete auch die teils emotional intensiv gefiihrten Abstimmungskampagnen der
Pro- und Contra-Seite. Wie die Medien berichteten, seien auch viele Plakate zerstort
worden und die beiden Seiten seien des Ofteren verbal aneinander geraten. Es kam
sogar soweit, dass die «Mutter der Trinkwasser-Initiative», Franziska Herren, gegen
Ende der Kampagne nicht mehr 6ffentlich auftreten wollte, weil sie und ihre Familie
bedroht worden seien. Die Inserateanalyse von Année Politique Suisse, welche einige
Tage vor der Abstimmung publiziert wurde, deutete darauf hin, dass die
Abstimmungskampagnen auch in den Printmedien intensiv gefiihrt wurden. Fur die
Trinkwasser-Initiative wurden Uberdurchschnittlich viele Inserate publiziert, wobei die
Gegnerschaft mehr als doppelt so viele Inserate schaltete wie die Beflirworterseite.

Wie die Tamedia- und SRG-Umfragen im Vorfeld des Abstimmungstermins zeigten,
hatte sich im Frihling 2021 noch eine Mehrheit der Befragten fur die Trinkwasser-
Initiative ausgesprochen. Diese Zustimmung nahm jedoch im Verlaufe der
Abstimmungskampagnen ab; ein Muster, das bei vielen Volksinitiativen zu beobachten
ist. In der dritten Umfrage, einige Tage vor dem Urnengang, zeichnete sich dann eine
Ablehnung der Initiative ab.

Am Abstimmungssonntag war tatsachlich schnell klar, dass die Trinkwasser-Initiative
keine Mehrheit finden wirde. Sie wurde - wie auch die Pestizid-Initiative - deutlich
abgelehnt. Vor allem in landlichen Regionen fanden die beiden Vorlagen nur wenig
Zustimmung.

Abstimmung vom 13. Juni 2021

Beteiligung: 59.7%
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Ja: 1'276'117 Stimmen (39.3%) / Stande: 1/2
Nein: 1'970'332 Stimmen (60.7%) / Stande: 20 5/2

Parolen:

-Ja: EVP, GLP, GPS, KVP, SD, SPS (1*), VPOD, Pro Natura, Greenpeace, WWEF,
Fischereiverband, BirdLife, Schweizer Tierschutz, Swisscleantech, CSP OW

-Nein: EDU, FDP, Lega, MCG, Mitte, PdA, SVP, Jungfreisinnige (1*), Schweizer Forum fur
nachhaltige Entwicklung eco, Groupement des Entreprises Multinationales Gem, SBV,
SGV, Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband, BioSuisse,
Fleischfachverband, Obstverband, Getreideproduzentenverband, Milchproduzenten,
GastroSuisse

-Stimmfreigabe: SSV

*in Klammern die Anzahl abweichender Kantonalsektionen

In den Tagen nach der Abstimmung wurde nur am Rande Uber die Grinde fur das
Scheitern der beiden Initiativen diskutiert. Die NZZ und der Blick verorteten diese vor
allem in einer klugen Strategie der Blrgerlichen und des Bauernverbandes. Vielmehr
wurde jedoch auf das «Wie weiter2» fokussiert. Die Medien waren sich einig, dass nun
alle Akteurinnen und Akteure aufeinander zugehen mussten und am selben Strang
ziehen sollten, um die Landwirtschaft nachhaltiger zu gestalten. In diesem Kontext
wurde auch auf die Umsetzung der parlamentarischen Initiative 19.475 der WAK-SR
hingewiesen, mit welcher die mit dem Einsatz von Pestiziden verbundenen Risiken fur
die Gewasser bis 2027 (gegenlber dem Mittel des Zeitraums 2012-2015) um 50 Prozent
reduziert werden sollen. Wahrend die Aargauer Zeitung die Umsetzung dieser Initiative
als Erfolg fur die Initiantinnen und Initianten der beiden Agrarinitiativen wertete,
konnte die Griine Standeratin Céline Vara (gp, NE) dieser parlamentarischen Initiative
nicht allzu viel abgewinnen.

Die im Juli 2021 publizierte Nachbefragung durch gfs.bern zeigte, dass die
Stimmbevdlkerung die Initiative vor allem aufgrund ihres grossen Vertrauens in die
Schweizer Landwirtschaft verworfen hatte. Zudem erachteten die Gegnerinnen und
Gegner die Initiative als zu extrem. Die Beflirwortenden hingegen sahen in der Initiative
ein Instrument, um Umwelt und Gesundheit zu schitzen. Schliesslich wurde auch ein
Graben zwischen der stadtischen und der landlichen Bevdlkerung ausgemacht, wobei
Letztere die Initiativen deutlich stérker ablehnte. ¥

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Standerat behandelte das Covid-19-Gesetz gleich am Folgetag der
entsprechenden nationalratlichen Debatte, was dazu flhrte, dass der Kommission und
den einzelnen Ratsmitgliedern nur sehr wenig Zeit fur die Vorbereitung blieb. Probleme
bereiteten der Kommission insbesondere die vom Nationalrat gutgeheissenen
Einzelantrage, da sie diese erst am Morgen vor der Ratsdebatte behandeln konnten.
Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) nannte die Situation entsprechend
«herausfordernd, aber auch nicht voéllig ungewdhnlich», zumal die Themen
«Uberblickbar» seien. Anders sah dies Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschéft
zu einem «Fauxpas der groberen Sorte» erklérte, was er unter anderem auf die
gedrangte Behandlung bezog. Eintreten war jedoch unbestritten.

Zuerst setzte sich der Stadnderat in der Detailberatung mit einem Ordnungsantrag
Minder auseinander, der auf dem zweiten Teil seiner Kritik beruhte: Der Schaffhauser
Stdnderat beflrchtete, dass die Breite des Gesetzes die Einheit der Materie verletze. Er
zeigte sich besorgt, dass die Stimmblrgerinnen und Stimmbdrger bei einer so breiten
Vorlage in einem drohenden Referendum ihrer freien Willensdusserung nicht
nachkommen kénnten. Entsprechend reichte er einen Splittingantrag ein, bei dem er
die Primarmassnahmen, also die Massnahmen zur Bekémpfung der Epidemie, von den
Sekundarmassnahmen, also den Massnahmen zur Bewaltigung der Folgeprobleme,
trennen wollte. Mit der Ansicht, dass die Zusammenfassung solch unterschiedlicher
Aspekte in einem Gesetz problematisch sei, war Minder nicht alleine. Zahlreiche
Sprechende pflichteten ihm diesbezlglich bei, selbst Kommissionssprecher
Rechsteiner sprach von einem «gesetzgeberischen Birchermuesli». Dennoch fand die
vorgeschlagene Losung des Splittings bei der Ratsmehrheit wenig Anklang: Damit
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vereinfache man die Wahrnehmung der politischen Rechte nicht, sondern erschwere
sie zusatzlich, argumentierte etwa Carlo Sommaruga (sp, GE). Zudem gebe man der
Stimmbevélkerung erst recht das Gefuhl, dass man sie an ihrer Mitsprache hindern
wolle, weil sie dadurch zwei Referenden ergreifen misste, ergdnzte Paul Rechsteiner
fur die Kommission. Bundeskanzler Thurnherr erklérte, dass sich der Bundesrat
durchaus Uberlegt habe, die Vorlage in viele einzelne dringliche Bundesbeschlisse
aufzuspalten, sich aber dagegen entschieden habe, weil das zu wenig Ubersichtlich
gewesen ware. Mit 30 zu 7 Stimmen lehnte der Stédnderat in der Folge den Antrag
Minder ab.

Bei der Detailberatung lag auch dem Standerat eine Vielzahl an Antrdgen vor (20
Mehrheits-, 13 Minderheits- und 10 Einzelantrage) und wiederum war bereits der Artikel
zum Gegenstand des Gesetzes umstritten. Hier behandelte der Sténderat einen neuen
Einzelantrag Caroni (fdp, AR), der explizit festhalten wollte, dass der Bundesrat die
entsprechenden Befugnisse nur soweit wahrnehmen dlrfe, wie eine Problematik
wirklich dringlich sei. Wann immer maoglich, solle er jedoch den ordentlichen oder
dringlichen Gesetzgebungsprozess einhalten. Kommissionssprecher Rechsteiner
erachtete die Bestimmung als Uberflissig und beflrchtete Uberdies, dass sie zu
Missverstéandnissen fuhren kdonnte. So gebe es durchaus Massnahmen, von denen man
wolle, dass sie der Bundesrat selbstandig umsetze, zum Beispiel die Beschaffung von
Gesundheitsmaterial. Bundeskanzler Walter Thurnherr erachtete den Zusatz zwar
ebenfalls als unndtig, er sei aber auch nicht schéadlich, «weil wir nichts anderes
vorhaben als das». Mit 24 zu 15 Stimmen nahm die kleine Kammer den Antrag Caroni an
und schuf damit eine erste Differenz zum Nationalrat.

Darlber hinaus diskutierte nach dem Nationalrat auch der Stdnderat Uber die Frage, ob
die Dachverbande der Sozialpartner und die Verbdnde der Gemeinden und Stadte
ausdrucklich ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
lehnte diese Anderung durch den Nationalrat ab, eine Minderheit Germann (svp, SH)
beflirwortete sie. So betonte Germann unter Nennung seiner Interessenbindung als
Prasident des Gemeindeverbandes, dass die Massnahmen gerade in den Bereichen der
Kinderkrippen, der Unterstutzung des 6ffentlichen Verkehrs oder der Kulturhilfen die
Gemeinden durchaus betreffe und dass diese entsprechend auch angehodrt werden
sollten. Mit 23 zu 16 Stimmen folgte der Standerat jedoch der Kommissionsmehrheit
und schuf damit eine weitere Differenz zum Erstrat. Die Ubrigen Anderungen des
Nationalrats, wie die Information der Parlamentsorgane und die Orientierung der
Entscheidungen an den vorhandenen Daten, hiess der Standerat stillschweigend gut.
Umstritten war hingegen die Frage, ob temporar die Bundeskanzlei einen Teil der
Stimmrechtsbescheinigungen bei den Gemeinden einholen solle, wie der Nationalrat
entschieden hatte. Die Kommissionsmehrheit lehnte dies ab. Der Bundeskanzler
betonte, dass Initiativen und Referenden nicht nur aufgrund erschwerter Bedingungen
nicht zustandekamen, in den letzten zehn Jahren seien 40 Prozent der Initiativen an
der Unterschriftensammlung gescheitert. Ziel des bestehenden Gesetzes sei, dass die
Referendumskomitees «selber die Verantwortung daflr Ubernehmen, wie viele
Unterschriften sie haben». Ein Einzelantrag Vara (gp, NE) wollte diesbeziiglich hingegen
dem Nationalrat folgen: Damit kdnne man der Zivilgesellschaft zeigen, dass man ihre
Anliegen anerkenne, zudem sei es die Pflicht der Politikerinnen und Politiker, die
demokratischen Rechte auch unter schwierigen Bedingungen zu gewahrleisten, betonte
die Minderheitensprecherin. Mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) teilte der Rat
diese Meinung mehrheitlich und folgte diesbezlglich dem Nationalrat.

Besonders umstritten waren im Sténderat, wie bereits im Nationalrat, die Massnahmen
im Kulturbereich. Hier entschied sich der Standerat mit 26 zu 14 Stimmen fir den
Vorschlag der Kommission, insgesamt nur CHF 80 Mio. anstelle der vom Nationalrat
festgesetzten und von einer Minderheit Graf (gp, BL) vorgeschlagenen CHF 100 Mio. fur
Leistungsvereinbarungen der Kantone bereitzustellen.

Bei den Sportvereinen schlug die Kommission vor, die vom Nationalrat angenommenen
Darlehen ebenfalls zu ermdglichen, jedoch von den Vereinen Sicherheiten im Umfang
von 35 Prozent statt 25 Prozent zu verlangen und keine Mdéglichkeit fur Rangricktritte
durch den Bund - also fur eine Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im
Falle einer Insolvenz letzte Prioritat hatten - vorzusehen. Eine Minderheit Germann
wollte in beiden Punkten dem Nationalrat folgen. Fir die Klubs seien diese Fragen
entscheidend, da eigentlich bereits Sicherheiten von 25 Prozent Uber ihrer
Schmerzgrenze lagen. Wenn der Betrag zudem ohne Rangricktritte gewahrt wirde,
musste er als Fremdkapital angerechnet werden, wodurch sich die Klubs womdglich
bereits zur Uberschuldung anmelden missten. Stattdessen solle eine Kann-
Formulierung geschaffen werden, so dass der Bund immer noch entscheiden kénne, ob
ein Verein bereits hoffnungslos verloren sei oder nicht. Mit letzterem Kommentar nahm
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er eine Kritik des Bundeskanzlers auf, der mit Bezug auf die Position des VBS und des
BASPO erklart hatte, dass ein Verein, der keine Sicherheiten im Umfang von 35 Prozent
aufbringen kénne, auch kein Darlehen erhalten solle. Mit 25 zu 13 Stimmen sprach sich
der Sténderat fir die tieferen, vom Nationalrat vorgeschlagenen Sicherheiten von 25
Prozent aus, lehnte hingegen die Rangrucktritte mit 19 zu 19 Stimmen bei
Stichentscheid durch Prasident Stockli ab.

Besonders umstritten waren die Hartefallmassnahmen fiir Unternehmen.
Kommissionssprecher Rechsteiner betonte, dass der Bundesrat dabei sei, mit dem
SECO, der EFV und den Kantonen abzuklaren, wie dieser Héartefallfonds aussehen soll.
Anstatt jedoch die Ergebnisse dieses Prozesses und den entsprechenden
Gesetzesvorschlag in der Wintersession 2020 abzuwarten, habe der Nationalrat die
Rechtsgrundlage geschaffen, «bevor das Projekt reif ist». Nun wisse man daher nicht,
was die vorgeschlagenen Regelungen kosten wirden. Da die Regelung nun aber bereits
auf dem Tisch lag, versuchte der Stdnderat das Beste daraus zu machen und erganzte
weitere Bestimmungen. So verlangte die Kommissionsmehrheit eine «entsprechende»
finanzielle Beteiligung der Kantone, wahrend eine Minderheit | Bischof (cvp, SO) diese
Beteiligung auf den Wohnsitzkanton beschranken wollte. Eine Minderheit Il Germann
wollte eine ahnliche Bestimmung schaffen, wie sie der Nationalrat am Vortrag aufgrund
des Einzelantrags Paganini (cvp, SG) angenommen hatte. Entsprechend sei der jetzige
Antrag eher eine Ergédnzung der nationalratlichen Bestimmung, quasi ein Absatz 1bis,
betonte Carlo Sommaruga, worauf Germann seine Minderheit auf die Streichung der
Kann-Bestimmung fur die Unterstutzung verkurzte. Zuséatzlich wollte die Minderheit I
Germann ausdrucklich auch A-fonds-perdu-Beitrage ermdoglichen. Ein Einzelantrag
Ettlin (cvp, OW) wollte schliesslich sicherstellen, dass nur Unternehmen unterstitzt
wirden, die vor Ausbruch der Krise wirtschaftlich gesund waren, und dass es keine
doppelte Unterstutzung fur die Unternehmen durch verschiedene Massnahmen geben
wirde. Der Stéanderat entschied sich hier flir eine ausflhrlichere Regelung zu den
Hartefallmassnahmen, nahm alle drei Minderheits- und Einzelantrdge an (Antrag
Bischof: 31 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung; Antrag Germann: 23 zu 17 Stimmen; Antrag
Ettlin: 38 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) und |6ste die daflir nétige Ausgabenbremse
ohne Gegenstimmen. Damit war er auch einem Vorschlag von Ratspréasident Stockli (sp,
BE) gefolgt, dem Antrag Ettlin zuzustimmen, damit man diese Frage im
Differenzbereinigungsverfahren noch genauer diskutieren kénne.

Ahnlich umstritten waren die Regelungen zum Erwerbsersatz. Beziiglich der
Méglichkeiten auf EO wollte der Standerat noch einen Schritt weitergehen als der
Nationalrat, der diese bereits auf massgebliche Einschrankung der Erwerbstatigkeit
ausgedehnt hatte. Der Standerat wollte aber zuséatzlich auch die Kann-Formulierung der
entsprechenden Regelung streichen, wéhrend eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG) den
engeren bundesratlichen Vorschlag befurwortete. Es sei bereits mit der jetzigen Losung
flr die Vollzugsstellen schwierig, die Erfillung der Anspruchsvoraussetzung zu prifen,
betonte er. Bundekanzler Thurnherr kritisierte einerseits die unklaren, aber vermutlich
sehr hohen Ausgaben, die fir die EO durch die Ausdehnung auf «Hunderttausende
mehr» entstiinden, und andererseits die unklare Formulierung der Regelung. Ausserst
knapp folgte der Stadnderat diesbezlglich der Minderheit Hegglin und dem
Bundeskanzler und tbernahm die Formulierung des Bundesrates mit 20 zu 19 Stimmen.
Sehr kritisch zeigte sich der Bundeskanzler auch gegenlber der Idee, die EO auch fur
Selbstandigerwerbende zu 6ffnen, da es «einfach nicht moglich [seil zu Gberprifen, ob
eine selbstandigerwerbende Person einen teilweisen Erwerbsausfall erleidet oder
nicht». Damit 6ffne man Missbrauch «Tur und Tor». Die Kommissionsmehrheit wollte
den entsprechenden, vom Nationalrat ergénzten Passus streichen, wahrend eine
Minderheit Graf diesbezlglich dem Nationalrat folgen wollte. Mit 21 zu 18 Stimmen
sprach sich der Rat gegen den Einbezug der Selbstandigerwerbenden aus.
Stillschweigend lehnte er Uberdies eine Obergrenze des anzurechnenden Betrags von
CHF 90'000, die Moglichkeit fur den Bundesrat, Bestimmungen zu den
anspruchsberechtigten Personen erlassen zu kénnen, die Pflicht, den Erwerbsausfall
nachzuweisen, und die Festlegung der Auszahlung durch Selbstdeklaration ab.
Stattdessen nahm er einen Verweis auf die Regelung zur Erléschung der Ansprutche und
zur Verfligung im ATSG vor. Ausserst knapp lehnte die kleine Kammer mit 19 zu 19
Stimmen und Stichentscheid des Préasidenten auch die Verlangerung der Nutzung der
Arbeitgeberreserven durch die Arbeitgeber ab, nachdem ein Einzelantrag Gmur-
Schénenberger (cvp, LU) diese entgegen dem Antrag der Kommissionsmehrheit
aufrechterhalten wollte. Andrea Gmuir-Schénenberger hatte argumentiert, dass
dadurch den Arbeitgebenden geholfen werden kénne, ohne dass jemand belastet
wirde.
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In Zusammenhang mit der Regelung zur EO standen gemass dem Kommissionssprecher
die Entschadigungen fiir Lohnzahlungen von Unternehmen an ihre Mitarbeitenden im
Zuge von Covid-19-Massnahmen des Bundes. Der Nationalrat hatte sich flr eine solche
Entschadigung entschieden und eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) wollte
diesem Beispiel folgen, die SGK-SR-Mehrheit empfahl hingegen deren Ablehnung. Da es
sich bei einer vom Bund verhéngten Quarantédne in der Praxis um ein Arbeitsverbot
handle, misse der Bund die Unternehmen fir die anfallenden Lohnkosten
entschédigen, betonte Marina Carobbio Guscetti. Kommissionssprecher Rechsteiner
entgegnete, dass fur gefédhrdete Personen nicht in erster Linie eine Quarantéane,
sondern Massnahmen, welche eine Weiterarbeit der Betroffenen erlaube (wie zum
Beispiel Homeoffice), angeordnet wiirden. Durch die vorgeschlagene Regelung hétten
die Arbeitgebenden jedoch einen Anreiz, die Mitarbeitenden an der Arbeit zu hindern,
anstatt sie dabei zu schitzen. Mit 24 zu 13 Stimmen lehnte der Rat den
Minderheitsantrag ab.

Bei den Massnahmen zur ALV lehnte die Kommission die Ausdehnung der EO auf
Personen auf Abruf, in Arbeitsverhaltnissen auf Dauer, in Lehrverhaltnissen sowie im
Dienste von Temporéarfirmen ab, wie sie der Nationalrat zuvor hinzugeflgt hatte. In
einem Einzelantrag machte sich Marina Carobbio Guscetti daflr stark, diese
Ausdehnung beizubehalten, um diese Personen, in «prekaren Arbeitsverhaltnissen» zu
unterstitzen. Bundeskanzler Thurnherr argumentierte einerseits, dass Temporararbeit
sehr missbrauchsanfallig sei, und beflrchtete andererseits, dass diese
Arbeitsverhaltnisse durch eine solche Besserstellung noch geférdert wirden. Mit 26 zu
13 Stimmen folgte der Rat den Ausfihrungen des Bundeskanzlers und dem Antrag der
Kommission. Auch zwei Minderheitsantrage Graf, die Vorschlage aus dem Erstrat
aufnahmen, waren nicht erfolgreich: Mit 25 zu 14 Stimmen lehnte der Standerat einen
héheren Lohnersatz bei tiefen Lohnen (entsprechend dem Minderheitsantrag Maillard
(sp, VD) im Nationalrat) ab, mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich gegen
die finanzielle Unterstltzung von familienergédnzenden Institutionen (gemass den
Antragen Feri (sp, AG) und Weichelt-Picard (al, ZG) im Nationalrat) aus.

Die Ubrigen Massnahmen waren deutlich weniger umstritten. Bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung schlug Jakob Stark (svp, TG) in einem Einzelantrag
vor, den Personen, die sich vor einem durch diesen Artikel ausgelosten
Impfobligatorium und der Zulassung von ausserordentlich zugelassenen Impfungen
flrchteten, entgegenzukommen und ihren Bedenken Rechnung zu tragen, indem man
ausdrucklich festhalten sollte, dass im Ausnahmeverfahren zugelassene Impfstoffe nicht
dem Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz (Art. 6, Absatz 2 Buchstabe d)
unterliegen sollen. Damit konnte die Akzeptanz des Gesetzes erhdoht werden, betonte
er. Von diesem Vorschlag zeigte sich Kommissionssprecher Rechsteiner gar nicht
Uberzeugt. Die Annahme dieses Antrags ware ein «Eigengoal erster Gute», betonte er.
Das Covid-19-Gesetz habe «null und nichts» mit Impfen zu tun, es gehe lediglich um die
vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln, nicht von Impfstoffen. Bundeskanzler
Thurnherr betonte zudem, dass es beim Impfobligatorium gemaéss Epidemiengesetz
ausschliesslich um Personen mit Betreuungsfunktionen gehe. Zudem sei eine
vereinfachte  Zulassung von Impfstoffen aufgrund der Konzeption des
Heilmittelgesetzes nicht moglich, wie ihm das BAG versichert habe. Mit 33 zu 6
Stimmen lehnte der Sténderat den Antrag Stark in der Folge ab.

Sténderat Minder beantragte Uberdies, die Maoglichkeit des Bundesrates zur
Direktvermarktung von wichtigen medizinischen Gutern aus dem Gesetz zu streichen.
Dass wahrend der Corona-Krise zu wenig medizinische Guter wie Desinfektionsmittel
vorhanden gewesen seien, heisse nicht, dass der Staat flir deren Vermarktung zustéandig
sein und damit die freie Privatwirtschaft konkurrenzieren solle, kritisierte er. Der
Bundeskanzler betonte jedoch, dass es hier lediglich darum gehe, dass der Bund, wenn
er wie im Fruhling Guter beschaffen musse, diese bei der Riuckkehr zur normalen Lage
auch dann an die Verbraucher im Gesundheitswesen oder die Kantone abgeben kénne,
wenn er daflr Marktpreise gezahlt hatte. Es wirden aber keine medizinischen Guter
direkt an die Endkunden verkauft. Mit 33 zu 6 Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag
Minder ab.

Dann wollte die SGK-SR die Moglichkeit des Bundesrates, medizinische Tatigkeiten
einzuschranken oder zu verbieten, nur auf Félle beschréanken, die nicht dringend sind
und deren Aufschub keine Konsequenzen fur die Gesundheit der Patientinnen und
Patienten mit sich bringen. Diesen Punkt wolle man einfach explizit im Gesetz
ausfuhren, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner. Der Bundeskanzler zeigte sich
von der Formulierung nicht begeistert: Entweder gebe es «keine nicht dringlichen
Eingriffe, deren Nichtausfihrung schadliche Konsequenzen beim Patienten nach sich»
z6gen, weil sie sonst ja dringlich waren, oder alle mdglichen Konsequenzen einer
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nichtbehandlung wiirden einen sofortigen Eingriff ndtig machen. Mit 31 zu 1 Stimme (bei
1 Enthaltung) sprach sich der Standerat dennoch flr die Prazisierung aus. Alle Gbrigen
Anderungen des Nationalrats hiess der Standerat stillschweigend gut.

In der Auslander- und Asylpolitik wurden einige im Nationalrat abgelehnte
Forderungen wieder aufs Tapet gebracht. So schlug die Kommission entsprechend dem
Minderheitsantrag Crottaz (sp, VD) im Nationalrat vor, die Fristerstreckung auf weitere
Bereiche auszudehnen, was der Rat stillschweigend annahm. Ohne Diskussion sprach
sich der Rat auch fur die vom Nationalrat geschaffene Ausnahme fur Familiennachzug
und Konkubinate aus. Eine Minderheit Sommaruga wollte zudem mit einer sehr offenen
Formulierung festhalten, dass der Bundesrat bei Grenzschliessung die Reisefreiheit der
Grenzgangerinnen und Grenzgénger sowie der Einwohnerinnen und Einwohner des
Grenzgebiets «bestmoglich» gewahrleistet. Damit wolle er der im Frihjahr
aufgetretenen Problematik Rechnung tragen, als viele Personen Probleme bekamen,
zum Beispiel weil sie auf der anderen Seite der Grenze arbeiteten, zur Schule gingen
oder Familienmitglieder besuchen wollten. Dem pflichteten Maya Graf und Charles
Juillard (cvp, JU) als weitere Vertretende von Grenzregionen bei, wahrend Marco Chiesa
aus gegenteiliger Perspektive des Tessins vertrat: Im Tessin sei man vielmehr hilflos
gewesen, weil die Grenzen nicht hatten geschlossen werden kénnen. Mit 28 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Rat dem Antrag Sommaruga zu.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die Kommission vor, dass der
Bundesrat neben dem Nachlassvertrag und der Stundung auch bei der Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und Uberschuldung vom Gesetz abweichende Regeln erlassen kdnnen
soll. Der Bundeskanzler sprach sich im Namen des Bundesrates aufgrund des
Glaubigerschutzes gegen diesen Antrag, der mit einer Motion Ettlin (Mo. 20.3418)
Ubereinstimme, aus. Der Glaubigerschutz sei mit der entsprechenden
Sofortmassnahme eingeschrankt worden, nun kénne man diese Massnahme aber nicht
beliebig lange fortsetzen. Auch in der Vernehmlassung seien entsprechende Bedenken
geaussert worden. Mit 31 zu 5 Stimmen nahm der Standerat den Vorschlag dennoch an.
Stattdessen strich der Standerat auf Antrag der Kommission stillschweigend die vom
Nationalrat geschaffene Moglichkeit, die Haftung von Transporteuren fir die Zollschuld
bei Konkursen der Empfanger oder Importeure wegen Covid-19 zu streichen.

Zum Abschluss der Debatte behandelte der Rat noch einen Einzelantrag Stark, der das
Covid-19-Gesetz nur bis Ende September 2021, statt wie vom Bundesrat vorgeschlagen
bis Ende Dezember 2021 laufen lassen wollte. Da die Covid-19-Krise im Sommer 2021
mit grosser Wahrscheinlichkeit vorbei sein werde, solle das Gesetz nicht noch bis Ende
Jahr glltig bleiben, argumentierte Jakob Stark. Durch die verkilrzte Gultigkeit sende
man der Schweizer Bevolkerung ein positives Signal, dass man das Notrecht zeitlich
moglichst begrenzt halten wolle. Mit 30 zu 8 Stimmen folgte der Standerat jedoch der
Kommissionsmehrheit und beliess die Frist bei Ende 2021.

Mit 33 zu 1 Stimme (bei 4 Enthaltungen) sprach sich schliesslich die lUberwiegende
Mehrheit des Standerats fur das Covid-19-Gesetz aus. Die ablehnende Stimme stammte
von Thomas Minder (parteilos, SH) und die Enthaltungen von Mitgliedern SVP und einem
Mitglied der CVP. ?°

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Rétrospective 2020: Groupes sociaux

Pendant plusieurs années consécutives, la politique d'asile occupait le premier plan des
discussions parlementaires au sujet des groupes sociaux. Cette année, comme par
ailleurs la précédente, la question des personnes réfugiées est restée plus en retrait. La
restructuration du domaine de I'asile terminée trop récemment pour qu'il soit possible
de bénéficier d'un recul suffisant pour en faire la critique est sans doute une partie de
|'explication, de méme que les mouvements populaires d'égalité des genres et
d'orientation sexuelle, qui ont réussi a faire entrer leurs themes sous la coupole.

Politique a I'égard des étrangers: Au printemps 2020, le Conseil national a
définitivement liquidé la question du délit de solidarité. Il a refusé de donner suite a
I'initiative parlementaire Mazzone, qui voulait réintroduire la notion de motifs
honorables, atténuant voire annulant la peine en cas d'aide au séjour illégal (art. 116 LEI).
Deux pétitions émanant d'organisations de la société civile avaient été déposées en
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soutien a l'initiative, en vain. Du c6té de la droite, la question de la régulation de
I'immigration est restée d'actualité. Le député Philippe Nantermod a réussi a faire
accepter un postulat demandant au Conseil fédéral de réfléchir sur une adaptation des
contingents de personnes étrangéres qui pourraient absorber les besoins de
|"économie, tandis que I'UDC n'a pu que constater I'échec dans les urnes de son
initiative de limitation.

Qu'a cela ne tienne, I'UDC aura I'occasion de proposer des limitations supplémentaires
dans le cadre de la politique d'asile. Bien que recalée sous sa forme parlementaire,
I'initiative promue par Luzi Stamm, qui vise a privilégier I'aide sur place plutét qu'un
accueil sur le territoire suisse, sera proposée prochainement au peuple. Pour la
deuxieme année consécutive, I'asile n'a pas occupé la place principale parmi les sujets
les plus abordés dans ce chapitre. La récente restructuration du domaine de |'asile -
absence de recul - ou encore la prégnance des thémes liés a la situation sanitaire
peuvent expliquer cette baisse d'intérét des parlementaires. Cependant, quelques
objets ont quand méme été discutés, d'un point de vue principalement sécuritaire par
la droite, et sous un aspect humanitaire et de défense des droits humains par la
gauche. Des sanctions plus lourdes pour les requérant-e-s d'asile mineur-e-s
considérés comme réfractaires ont été refusées, tandis que la possibilité de contrbler
les téléphones portables (initiative Rutz) et la substitution de la détention
administrative par un bracelet électronique (motion Nantermod) ont passé les
premieres étapes vers une acceptation. En revanche, l'initiative Muller, qui visait a
réduire le droit au regroupement familial pour rendre opératoire le permis S a échoué
au deuxieme conseil.

Plusieurs objets parlementaires souhaitaient mettre un terme & la détention
administratives des enfants. Seule une initiative cantonale genevoise a passé la rampe,
d'un cheveu, au Conseil national. L'initiative Mazzone et le postulat Quadranti (pbd, ZH)
ont été refusées et respectivement retirées.

Alors que la présidente de la Commission européenne, Ursula von der Leyen présentait
le «nouveau pacte sur la migration et la solidarité», censé succéder aux Accords de
Dublin en matiere d'asile, une motion de la CIP-CN demandait au Conseil fédéral de
s'engager au niveau européen pour venir en aide aux personnes dans les camps de la
mer Egée ainsi que pour une réforme de ces accords.

Dans le domaine de la politique d'égalité de genre et d'orientation sexuelle, quelques
pas décisifs ont été franchis. Au terme d'une longue campagne, placée sous le signe du
compromis (deux semaines au lieu de quatre prévu par l'initiative retirée), la population
votante a accepté un congé paternité, financé par les APG. Plusieurs objets concernant
|'"égalité dans le monde du travail ont également été traités. Un postulat Marti
demandant une recension précise et réguliére des différences de salaire entre hommes
et femmes, a été adopté par le Conseil national. En revanche, ce méme conseil a refusé
d'entrer en matiere sur quatre initiatives proposant de mettre en ceuvre des
mécanismes contraignant pour atteindre I'égalité salariale. Suite & ces refus, la CSEC-
CN a décidé de lancer sa propre initiative demandant la transmission des résultats des
analyses des inégalités de salaire a la Confédération. Il en a été de méme pour une
motion Reynard qui souhaitait sanctionner plus durement les licenciements pour cause
de grossesse ou de maternité. Par contre, un postulat Moret (plr, VD), demandant un
recensement des besoins et de I'offre en matiere de conseil pour faciliter la réinsertion
professionnelle des femmes qui ont cessé de travailler pour des raisons familiales a été
accepté par la chambre basse en septembre.

Deux victoires d'étape pour les personnes homosexuelles. D'abord, les deux conseils
ont accepté l'initiative vert'libérale pour le mariage pour toutes et tous. Puis, suite a la
votation populaire du 9 février, les propos homophobes seront désormais punis, au
méme titre que les injures racistes; les attaques contre les personnes transgenres ne
sont toutefois pas concernées par le projet, selon le compromis trouvé en chambres. Il
devrait par contre étre plus facile pour elles de changer de sexe a I'état civil, gréace aux
travaux parlementaires actuellement menés en ce sens.

La lutte contre les violences faites aux femmes est restée au point mort au Conseil
national, quatre objets qui allaient dans ce sens ont échoué. Deux initiatives
parlementaires, déposées par la députée UDC Céline Amaudruz voulaient considérer
|'atteinte fondée sur I'appartenance au sexe féminin ou & un corps de police comme
des circonstances aggravantes et renforcer la protection de ces personnes. Le Conseil
national a refusé d'y donner suite. Une motion qui visait a octroyer un permis de séjour
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aux victimes de violences, dans le sens de la Convention d'Istanbul, a été classée, faute
de traitement dans un délai de deux ans. Enfin, la chambre basse a refusé de donner
suite & une initiative parlementaire Wasserfallen (plr, BE), qui voulait augmenter
|'indemnité maximale due a la victime en cas de harcélement sexuel au travail.

Si la politique familiale a trouvé un large écho dans la presse durant cette année 2020,
c'est principalement di a la votation sur le congé paternité. Au Parlement, I'autre
événement notoire est I'avancée des travaux sur l'allocation familiale en cas d'adoption,
a savoir un congé parental de deux semaines, qui avaient été lancés en 2013 par le PDC
Marco Romano. Apres I'entrée en matiere par la chambre basse, il appartient au Conseil
des Etats de statuer sur le projet.

Un rapport sur les moyens de prévenir la violence sur les personnes agées a été publié
en septembre 2020. Au sujet de la politique concernant les personnes en situation de
handicap, le Conseil des Etats a adopté un postulat Maret demandant d'investiguer les
possibilités d'attribuer aux proches aidants une allocation perte de gain, notamment
lors de la situation sanitaire particuliere liée au coronavirus.

Pandémie mondiale oblige, les débats sociétaux ont beaucoup tourné autour des
mesures prises pour contrer la propagation du virus. Les milieux défenseurs du droit
d'asile ont notamment dénoncé les conditions de vie des personnes requérantes logées
dans des centres. Il a également beaucoup été question de la possible augmentation
des violences domestiques, provoquée par les mesures de confinement. Pour les
familles avec enfants, la prise en charge de ceux en dehors du foyer a été au centre de
beaucoup de discussions. Cette question des conséquences, parfois inégales sur les
différents groupes sociaux, des mesures sanitaires ont trouvé un écho au Parlement.
Deux postulats, déposés par les socialistes Tamara Funiciello et Schneider Schuttel
demandaient I'examen de ces effets, respectivement sur les groupes sociaux minorisés
et sur les femmes en particulier. Les deux textes ont été combattus par I'UDC et refusé
par le Conseil national. %'

Familienpolitik

Ein Postulat Maret (cvp, VS) verlangte vom Bund die Erstellung einer Kosten-Nutzen-
Analyse der von Unternehmen ergriffenen Massnahmen bei Angehdrigenbetreuung
durch ihre Angestellten. Die CVP-Standeratin verwies in ihrer Begrindung auf eine
Studie des Biros flr Arbeitsmarkt- und sozialpolitische Studien (BASS), die aufzeige,
dass fast alle Unternehmen diesbezlglich Massnahmen ergriffen und dass die Mehrheit
der verantwortlichen Personen diese aus einer Kosten-Nutzen-Perspektive positiv
beurteilten. Der Nutzen solcher Massnahmen komme in der &6ffentlichen Diskussion
jedoch oft zu kurz, weswegen eine Kosten-Nutzen-Analyse helfen kénne, weitere
Unternehmen zum Ergreifen zusatzlicher Massnahmen zu ermutigen. In seiner
ablehnenden Antwort verwies der Bundesrat auf das 2019 verabschiedete Bundesgesetz
Uber die  Verbesserung der  Vereinbarkeit von  Erwerbstétigkeit  und
Angehdrigenbetreuung, dessen Massnahmen ebenfalls evaluiert werden sollen. Eine
Analyse bestehender Massnahmen zum jetzigen Zeitpunkt erachtete er deswegen als
verfriht. Anders sah dies der Stéanderat, der das Postulat in der Sommersession 2021
mit 31zu 9 Stimmen bei einer Enthaltung annahm. 2

Frauen und Gleichstellungspolitik

La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des Etats. Le résultat du vote a été trés serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» & savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcélement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par I'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que I'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité a plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions a la motion sont & chercher notamment du
c6té de I'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée a la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux Etats, pour avoir été la seule femme du
Conseil a voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, ou elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

25



POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

concreéte. Elle se défend d'ailleurs d'étre féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «tres
fachée» par le résultat du vote. 2

Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit a I'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post premiere
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxieme vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention. %
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